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BEKANNTMACHUNGEN

Druckfehlerberichtigung
In der Bekanntmachung „Erste Änderung der Ergän-

zungssatzung der Hochschule für bildende Künste Ham-
burg (HFBK) über besondere Zugangsvoraussetzungen für
den Teilstudiengang Kunst innerhalb der Lehramtsstudien-
gänge mit dem Abschluss Master of Education der Univer-
sität Hamburg“ vom 26. Juni 2014 (Amtl. Anz. S. 1255)
muss es in der Präambel statt „(Amtl. Anz. Nr. 53 S. 1255)“
richtig heißen „(Amtl. Anz. Nr. 53 S. 1254)“.

Amtl. Anz. S. 1301

Bekanntgabe des Ergebnisses
einer allgemeinen Vorprüfung des

Einzelfalles zur Feststellung, ob eine
Verpflichtung zur Durchführung einer
Umweltverträglichkeitsprüfung besteht
Die Kühne Immobilia GmbH hat bei der Behörde für

Stadtentwicklung und Umwelt – Amt für Umweltschutz –
eine Wasserrechtliche Erlaubnis nach § 8 des Wasserhaus-
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haltsgesetzes für das Entnehmen von Grundwasser im Rah-
men einer Baumaßnahme Fontenay 10 (Neubau des Grand-
hotels The Fontenay) in Hamburg-Rotherbaum beantragt.
Hier soll zur Trockenhaltung der vorgesehenen Trogbau-
grube vorübergehend das Grundwasser oberhalb einer hy-
draulisch wirksamen Trennschicht aus Geschiebemergel
aus der Trogbaugrube zutage gefördert und zur Abwehr der
Grundbruchgefahr das Druckniveau des Grundwassers un-
terhalb der Schicht aus Geschiebemergel mittels Schwer-
kraftbrunnen abgesenkt werden. Es wird davon ausgegan-
gen, dass für eine Dauer von 15 Monaten insgesamt eine
Grundwassermenge von etwa 162 000 m³ zu fördern ist. 

Die Wasserhaltung stellt ein Vorhaben nach Punkt
13.3.2 Spalte 2 der Anlage 1 des Gesetzes über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVPG) in Verbindung mit Num-
mer 1.3.1 der Anlage 1 des Gesetzes über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung in Hamburg (HmbUVPG) dar. Nach
der allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalles gemäß § 3 c
UVPG in Verbindung mit den Regelungen des HmbUVPG
wird von der Durchführung einer Umweltverträglichkeits-
prüfung des Vorhabens abgesehen. Das Vorhaben kann
nach Einschätzung der Behörde für Stadtentwicklung und
Umwelt auf Grund überschlägiger Prüfung unter Berück-
sichtigung der gesetzlichen Kriterien für die Vorprüfung
des Einzelfalles keine erheblichen nachteiligen Umweltaus-
wirkungen haben. Die Begründung ist bei der Behörde für
Stadtentwicklung und Umwelt – Amt für Umweltschutz –
nach den Bestimmungen des Umweltinformationsgesetzes
der Öffentlichkeit zugänglich. Das Absehen von der Durch-
führung einer Umweltverträglichkeitsprüfung ist nicht
selbstständig anfechtbar.

Hamburg, den 9. Juli 2014

Die Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt
Amtl. Anz. S. 1301

Bekanntgabe nach § 3 a
des Gesetzes über die

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)
Der Landesbetrieb Straßen, Brücken und Gewässer, Ge-

schäftsbereich Gewässer und Hochwasserschutz, Fachbe-
reich G2 Planung und Entwurf Hochwasserschutz, hat am
19. Juni 2014 beim Landesbetrieb Straßen, Brücken und
Gewässer, Geschäftsbereich Gewässer und Hochwasser-
schutz, Fachbereich G4 Deichverteidigung und Deichauf-
sicht (Plangenehmigungsbehörde), die förmliche Zulassung
für die kleinräumige Änderung der Hochwasserschutzan-
lage Hower Hauptdeich beantragt. Der Antrag beruht auf 
§ 55 Absatz 2 des Hamburgischen Wassergesetzes in Verbin-
dung mit § 68 des Wasserhaushaltsgesetzes.

Gegenstand des Vorhabens ist der Abbruch des Gebäu-
des Hower Hauptdeich Nummer 55 mit Außenanlagen und
Deichtreppe. Die Baugrube wird anschließend verfüllt und
die Binnenböschung aus Klei in einer Stärke von 1,30 m her-
gestellt. 350 m² sollen als Deichgrund ausgewiesen werden.

Das Vorhaben stellt eine wesentliche Umgestaltung
einer vorhandenen Hochwasserschutzanlage dar und fällt
damit unter Nummer 1.13.2 der Anlage 1 zum Gesetz über
die Umweltverträglichkeitsprüfung in Hamburg (Bau eines
Deiches oder Dammes, der den Hochwasserabfluss beein-
flusst). Die danach erforderliche standortbezogene Vorprü-
fung des Einzelfalls hat ergeben, dass keine Verpflichtung
zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung
besteht. Das Vorhaben kann nach überschlägiger Prüfung
unter Berücksichtigung der gesetzlichen Kriterien nach
Einschätzung der Plangenehmigungsbehörde im Einver-

nehmen mit den Ämtern für Umweltschutz und für Natur-
und Ressourcenschutz der Behörde für Stadtentwicklung
und Umwelt keine erheblichen nachteiligen Umweltaus-
wirkungen haben, die bei der Entscheidung über die Zulas-
sung zu berücksichtigen wären (§ 12 UVPG).

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar (§ 3 a
UVPG).

Hamburg, den 7. Juli 2014

Landesbetrieb Straßen, Brücken und Gewässer
– Geschäftsbereich Gewässer und Hochwasserschutz –

Fachbereich Deichverteidigung und Deichaufsicht
Amtl. Anz. S. 1302

Veränderung der Benutzbarkeit
von öffentlichen Verkehrsflächen

Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:
Nach § 8 in Verbindung mit § 7 des Hamburgischen

Wegegesetzes in der Fassung vom 22. Januar 1974
(HmbGVBl. S. 41, 83) mit Änderungen wird die Widmung
der öffentlichen Verkehrsflächen Bei den St. Pauli Lan-
dungsbrücken (Flurstück 1310 von St. Pauli-Süd) und
Johannisbollwerk (Flurstücke 1681, 1420 teilweise und
1682 teilweise von Neustadt-Süd) für den allgemeinen Fahr-
zeugverkehr aufgehoben und nur noch für den Fußgänger-
verkehr aufrecht erhalten. Der Fußweg (Flurstück 1682 teil-
weise, Gemarkung Neustadt-Süd) ist Bestandteil der Hoch-
wasserschutzanlage. Die deichrechtlichen Bestimmungen
bleiben unberührt. Die Widmung erfolgt unter dem Vorbe-
halt, dass die Benutzung des Weges jederzeit aus Gründen
des Hochwasserschutzes eingeschränkt oder untersagt wer-
den kann. Die Widmung beschränkt sich auf den Wege-
oberkörper (Wegeunterbau und Wegedecke).

Hamburg, den 7. Juli 2014 

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte
Amtl. Anz. S. 1302

Widmung einer Wegefläche
– unbenannter Verbindungsweg

(WN-Nr. 10180) –
Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-

sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände-
rungen wird der im Bezirk Wandsbek, Gemarkung Hum-
melsbüttel, Ortsteil 520, belegene unbenannte Verbin-
dungsweg (Flurstück 4956, 1013 m², WN-Nr. 10180), vom
Raakmoorgrund abzweigend und über eine Länge von etwa
290 m verlaufend mit einem stumpfen Ende, mit sofortiger
Wirkung dem öffentlichen Fußgänger- und Radfahr- sowie
dem Land- und Forstwirtschaftsverkehr gewidmet.

Hamburg, den 23. Juni 2014

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 1302

Veränderung der Benutzbarkeit der
öffentlichen Wegefläche Alte Mühle

Nach § 8 in Verbindung mit § 6 des Hamburgischen Wege-
gesetzes in der Fassung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. 
S. 41, 83) mit Änderungen wird die bestehende Widmung
für die im Bezirk Wandsbek, Gemarkung Bergstedt, Ortsteil
524, belegenen Wohnwege Alte Mühle (Flurstück 1170 teil-
weise [ehemals 1172 teilweise]), vor den Häusern Nummern
22 a-22 d und 24 a-24 d verlaufend, mit sofortiger Wirkung
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auch auf den Anliegerverkehr mit Fahrzeugen bis zu 3,5 t
zulässigen Gesamtgewichts erweitert.

Hamburg, den 1. Juli 2014

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 1302

Veränderung der Benutzbarkeit der
öffentlichen Wegefläche Baben de Möhl

Nach § 8 in Verbindung mit § 6 des Hamburgischen Wege-
gesetzes in der Fassung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. 
S. 41, 83) mit Änderungen wird die bestehende Widmung
für den im Bezirk Wandsbek, Gemarkung Bergstedt,
Ortsteil 524, belegenen Wohnweg Baben de Möhl (Flur-
stück 1665 teilweise [ehemals 1172 teilweise]), vor Haus-
nummer 17 verlaufend, mit sofortiger Wirkung auch auf
den Anliegerverkehr mit Fahrzeugen bis zu 3,5 t zulässigen
Gesamtgewichts erweitert.

Hamburg, den 1. Juli 2014

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 1303

Widmung der Wegeflächen Doberaner
Weg – Amtsstraße – ZOB Rahlstedt

Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fassung
vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Änderungen
wird die im Bezirk Wandsbek, Gemarkung Alt-Rahlstedt,
Ortsteil 526, belegene Wegefläche (Flurstück 7655 teil-
weise), die zwischen den Flurstücken 6569 und 6570 liegt,
somit unter der Trasse der Deutschen Bahn Netz AG ver-
läuft und die Tunnelanlage vom Doberaner Weg zur Amts-
straße bildet, mit sofortiger Wirkung dem öffentlichen Ver-
kehr gewidmet.

Die Betriebsanlagen der Deutschen Bahn Netz AG werden
von der Widmung nicht berührt.

Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fassung
vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Änderungen
werden die im Bezirk Wandsbek, Gemarkung Alt-Rahl-
stedt, Ortsteil 526, belegenen Wegeflächen (Flurstücke 6755
und 6851 jeweils teilweise), die zwischen den Flurstücken
6569 und 6851 liegen, somit unter der Trasse der Deutschen
Bahn Netz AG verlaufen und die Tunnelanlage vom Dobe-
raner Weg zum ZOB Rahlstedt bilden, mit sofortiger Wir-
kung zur Nutzung durch Rollstuhlfahrer und dem Fußgän-
gerverkehr gewidmet.

Die Betriebsanlagen der Deutschen Bahn Netz AG werden
von der Widmung nicht berührt.

Hamburg, den 1. Juli 2014

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 1303

Widmung der Wegeflächen Baben de Möhl
Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fassung
vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Änderungen
werden die im Bezirk Wandsbek, Gemarkung Bergstedt,
Ortsteil 524, belegenen Wohnwege Baben de Möhl (Flur-
stück 1665 teilweise), vor den Häusern Nummern 2-8, 18-24,
26-34 und hinter den Häusern Nummern 26-28 verlaufend,
mit sofortiger Wirkung dem Fußgängerverkehr und dem
Anliegerverkehr mit Fahrzeugen bis zu 3,5 t zulässigen
Gesamtgewichts gewidmet.

Der Wohnweg vor den Häusern Nummern 10-16 verlaufend
wird mit sofortiger Wirkung dem Fußgängerverkehr gewid-
met.

Nach § 8 in Verbindung mit § 6 des Hamburgischen Wege-
gesetzes in der Fassung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. 
S. 41, 83) mit Änderungen wird die im Bezirk Wandsbek,
Gemarkung Bergstedt, Ortsteil 524, belegene Verbreite-
rungsfläche Baben de Möhl (Flurstück 1665 teilweise), von
der Twietenkoppel bis zum Ende der Kehre verlaufend, mit
sofortiger Wirkung dem öffentlichen Verkehr gewidmet.

Hamburg, den 1. Juli 2014

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 1303

Widmung der Wegeflächen
Tonndorfer Hauptstraße

Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fassung
vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Änderungen
werden die im Bezirk Wandsbek, Gemarkung Tonndorf,
Ortsteil 513, belegenen Wegeflächen Tonndorfer Haupt-
straße (Flurstücke 3681 und 3541 jeweils teilweise), die zwi-
schen den Flurstücken 3693 und 3721 liegen und unter der
Trasse der Deutschen Bahn Netz AG verlaufen, mit soforti-
ger Wirkung dem öffentlichen Verkehr gewidmet.

Die Betriebsanlagen der Deutschen Bahn Netz AG werden
von der Widmung nicht berührt.

Hamburg, den 1. Juli 2014

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 1303

Widmung der Wegefläche Eekbusch
Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fassung
vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Änderungen
wird die im Bezirk Wandsbek, Gemarkung Sasel, Ortsteil
518, belegene Wegefläche Eekbusch (Flurstück 652 teil-
weise), von der Stadtbahnstraße bis zum Alsterredder ver-
laufend, mit sofortiger Wirkung dem öffentlichen Verkehr
gewidmet.

Hamburg, den 2. Juli 2014

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 1303

Widmung der Wegeflächen Plaggenweg
Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fassung
vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Änderungen
wird die im Bezirk Wandsbek, Gemarkung Bergstedt, Orts-
teil 524, belegene Wegefläche Plaggenweg (Flurstück 201),
vom Plaggenkamp abzweigend und in einer Kehre endend,
einschließlich der zwei befahrbaren Wohnwege vor den
Häusern Nummern 9 und 9 a sowie vor Nummern 19 und
20, mit sofortiger Wirkung dem öffentlichen Verkehr ge-
widmet.

Für die befahrbaren Wohnwege beschränkt sich die Wid-
mung auf den Fußgängerverkehr und den Anliegerverkehr
mit Fahrzeugen bis zu 3,5 t zulässigen Gesamtgewichts.

Hamburg, den 2. Juli 2014

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 1303
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Widmung der Wegefläche Plaggenkamp
Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fassung
vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Änderungen
wird die im Bezirk Wandsbek, Gemarkung Bergstedt, Orts-
teil 524, belegene Wegefläche Plaggenkamp (Flurstück 206),
von der Bergstedter Chaussee abzweigend und in einem
Wendehammer endend, mit sofortiger Wirkung dem öffent-
lichen Verkehr gewidmet.

Hamburg, den 2. Juli 2014

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 1304

Widmung der Wegefläche Sickerkoppel
Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fassung
vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Änderungen
wird die im Bezirk Wandsbek, Gemarkung Sasel, Ortsteil
518, belegene Wegefläche Sickerkoppel (Flurstück 5985 teil-
weise), vom Alsterredder bis zum Apothekergang verlau-
fend, mit sofortiger Wirkung dem öffentlichen Verkehr
gewidmet.

Hamburg, den 2. Juli 2014

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 1304

Widmung der Wegeflächen Apothekergang
Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fassung
vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Änderungen
werden die im Bezirk Wandsbek, Gemarkung Sasel, Ortsteil
518, belegenen Wegeflächen Apothekergang (Flurstücke
708 und 625), von Weidende bis zum Eekbusch und weiter
bis zur Sickerkoppel verlaufend, mit sofortiger Wirkung
dem öffentlichen Verkehr gewidmet.

Die daran anschließende Wegeverlängerung bis zum Saseler
Mühlenweg wird mit sofortiger Wirkung dem öffentlichen
Fußgängerverkehr gewidmet.

Hamburg, den 2. Juli 2014

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 1304

Entwidmung der öffentlichen
Wegefläche Fischotterstieg

Nach § 8 in Verbindung mit § 7 des Hamburgischen Wege-
gesetzes in der Fassung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. 
S. 41, 83) mit Änderungen wird die im Bezirk Wandsbek,
Gemarkung Farmsen, Ortsteil 514, belegene Wegefläche
Fischotterstieg (Flurstück 3352 teilweise [10 m²]) mit sofor-
tiger Wirkung als für den öffentlichen Verkehr entbehrlich
entwidmet.

Hamburg, den 8. Juli 2014

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 1304

Öffentliche Zustellung
Der Betriebssitz der Hencke Öl und Gasfeuerung GmbH

(eingetragen im Handelsregister Lübeck HRB 12209), zu-
letzt unter der Betriebsanschrift Kirchwerder Landweg 5,
21037 Hamburg tätig, ist unbekannt.

Beim Bezirksamt Bergedorf, Wentorfer Straße 38, Erd-
geschoss, 21029 Hamburg, wird am 14. Juli 2014 zur öffent-

lichen Zustellung nach § 10 des Verwaltungszustellungsge-
setzes vom 12. August 2005 (BGBl. I S. 2354), zuletzt geän-
dert am 11. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2418), eine Benach-
richtigung ausgehängt, dass für die Genannte ein Bescheid
zu ihren gewerblichen Tätigkeiten im Kundenservice des
Zentrums für Wirtschaft, Bauen und Umwelt, Erdgeschoss,
Wentorfer Straße 38 a, 21029 Hamburg, während der
Sprechzeiten montags, dienstags, donnerstags und freitags
von 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr und donnerstags von 14.00 Uhr
bis 18.00 Uhr zur Abholung bereitliegt.

Die Zustellung gilt nach § 10 des Verwaltungszustel-
lungsgesetzes am 28. Juli 2014 als bewirkt.

Hamburg, den 11. Juli 2014

Das Bezirksamt Bergedorf
Amtl. Anz. S. 1304

Öffentliche Zustellung
Der Aufenthalt des Herrn Andreas König, geboren am

22. Februar 1962 in Prenzlau, zuletzt wohnhaft Ehestorfer
Dorfstraße 17, 21224 Rosengarten, ist unbekannt.

Beim Bezirksamt Bergedorf, Wentorfer Straße 38, Erd-
geschoss, 21029 Hamburg, wird am 14. Juli 2014 zur öffent-
lichen Zustellung nach § 10 des Verwaltungszustellungsge-
setzes vom 12. August 2005 (BGBl. I S. 2354), zuletzt geän-
dert am 11. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2418), eine Benach-
richtigung ausgehängt, dass für den Genannten ein
Bescheid zu seinen gewerblichen Tätigkeiten im Kunden-
service des Zentrums für Wirtschaft, Bauen und Umwelt,
Erdgeschoss, Wentorfer Straße 38 a, 21029 Hamburg, wäh-
rend der Sprechzeiten montags, dienstags, donnerstags und
freitags von 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr und donnerstags von
14.00 Uhr bis 18.00 Uhr zur Abholung bereitliegt.

Die Zustellung gilt nach § 10 des Verwaltungszustel-
lungsgesetzes am 28. Juli 2014 als bewirkt.

Hamburg, den 11. Juli 2014

Das Bezirksamt Bergedorf
Amtl. Anz. S. 1304

Änderung des Verzeichnisses
der zur Abgabe von Verpflichtungs-

erklärungen berechtigten Personen des
Statistischen Amts für Hamburg und

Schleswig-Holstein – Anstalt des
öffentlichen Rechts – (Statistikamt Nord)

Die Zeichnungsbefugnisse mit Stand vom 1. Oktober
2013 werden wie folgt zum 1. Juli 2014 geändert.

In der Rubrik 7 „Recht – ausschließlich Werkverträge
mit und Bestellungen von Erhebungsbeauftragten“ wird das
Leitzeichen für Herrn Warnecke, Wolfgang geändert von
(423-7) in (421-2).

In der Rubrik 9 „Beschaffungen und Dienstleistungen
(ohne IT und ohne den Bibliotheksbereich)“ wird Frau
Limlahi, Claudia (431-1) ersatzlos gestrichen.

Hamburg, den 7. Juli 2014

Statistisches Amt für Hamburg und Schleswig-Holstein
– Anstalt des öffentlichen Rechts –

Der Vorstand Amtl. Anz. S. 1304
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Verzeichnis der zur Abgabe
von Verpflichtungserklärungen

für die Hamburger Friedhöfe – AöR –
berechtigten Personen

Die mit Verfügung vom 18. November 2013 erteilten und
am 6. Dezember 2013 veröffentlichten Ermächtigungen zur
Abgabe von Erklärungen, durch die die Hamburger Fried-
höfe – AöR – privatrechtlich verpflichtet werden, wird zu
Ziffer 1. Ermächtigte Beschäftigte der Hamburger Fried-
höfe wie folgt ergänzt:

Name Geschäftsbereich Höhe

Bornmüller, Jens Friedhöfe 10 000,– Euro

Hamburg, den 4. Juli 2014 

Hamburger Friedhöfe – AöR –
– Geschäftsführung – Amtl. Anz. S. 1305

Friedhofsgebührensatzung
der Ev.-luth. Kirchengemeinde

St. Nikolai zu Hamburg-Finkenwerder
Der Kirchengemeinderat der Ev.-luth. Kirchengemeinde

St. Nikolai zu Hamburg-Finkenwerder hat am 17. Juni 2014
eine neue Friedhofsgebührensatzung beschlossen. Diese
wurde durch den Kirchenkreisrat des Ev.-Luth. Kirchen-
kreises Hamburg-Ost am 30. Juni 2014 kirchenaufsichtlich
genehmigt. Die Satzung ist im Internet unter der Adresse
http://kirche-suederelbe.de/finkenwerder/feiern-im-leben/
abschied/ dauerhaft zur Einsichtnahme bereitgestellt wor-
den. Ferner kann die Satzung während der Öffnungszeiten
im Büro der Friedhofsverwaltung, Finkenwerder Land-
scheideweg 157, 21129 Hamburg, eingesehen werden.

Die Friedhofsgebührensatzung tritt am Tage nach dieser
Bekanntmachung in Kraft.

Hamburg, den 7. Juli 2014

Der Kirchengemeinderat
der Ev.-luth. Kirchengemeinde

St. Nikolai zu Hamburg-Finkenwerder
Amtl. Anz. S. 1305

Gebührensatzung
der Universität Hamburg für den

weiterbildenden Masterstudiengang
„LL.M. Europäisches Wirtschaftsrecht“

Vom 30. Juni 2014

Der Hochschulrat hat am 2. und 3. Juli 2014 die am 
30. Juni 2014 vom Präsidium der Universität Hamburg auf
Grund des § 79 Absatz 2 Satz 4 des Hamburgischen Hoch-
schulgesetzes (HmbHG) vom 18. Juli 2001 (HmbGVBl. 
S. 171) in der Fassung vom 14. März 2014 (HmbGVBl. S. 99,
100) in Verbindung mit § 6 Absatz 2 HmbHG nach Stel-
lungnahme des Akademischen Senates (§ 85 Absatz 1 Num-
mer 12 HmbHG) beschlossene Gebührensatzung der Fakul-
tät für Rechtswissenschaft der Universität Hamburg und
des Institute for European Integration der Stiftung Europa-
Kolleg Hamburg an der Universität Hamburg für den
weiterbildenden Masterstudiengang „LL.M. Europäisches

Wirtschaftsrecht“ gemäß § 84 Absatz 1 Nummer 7 HmbHG
genehmigt.

§ 1

Geltungsbereich

Diese Satzung regelt die Studiengebühr für den weiter-
bildenden Masterstudiengang „LL.M. Europäisches Wirt-
schaftsrecht“ (nachfolgend: Studiengang) der Fakultät für
Rechtswissenschaft der Universität Hamburg und des Insti-
tute for European Integration der Stiftung Europa-Kolleg
Hamburg an der Universität Hamburg.

§ 2

Höhe der Gebühr

Die Studiengebühr für den gesamten Studiengang (vier
Semester) beträgt pro Teilnehmerin oder Teilnehmer 15 000,–
Euro. 

§ 3

Zahlungsverpflichtung

Zur Zahlung der Gebühr ist verpflichtet, wer die An-
nahme des ihm angebotenen Studienplatzes erklärt. Die
Studiengebühren sind in fünf Raten zu entrichten: 

– eine Anzahlung i. H. v. 5000,– Euro nach Erklärung der
Annahme des Studienplatzes bis zum 1. September;

– 2500,– Euro vor Aufnahme des Studiums im ersten Win-
tersemester bis zum 1. September;

– 2500,– Euro vor Aufnahme des Studiums im ersten Som-
mersemester bis zum 1. März; 

– 2500,– Euro vor Aufnahme des Studiums im zweiten
Wintersemester bis zum 1. September;

– 2500,– Euro vor Aufnahme des Studiums im zweiten
Sommersemester bis zum 1. März.

Das Nähere bestimmt der Gebührenbescheid.

§ 4

Rückerstattung

(1) Nach Annahme des Studienplatzes ist eine Erstat-
tung der Anzahlung nach § 3 ausgeschlossen. 

(2) Nach Antritt eines Studiensemesters ist eine Erstat-
tung der für das angebrochene Studiensemester entrichte-
ten Studiengebühr nach § 3 ausgeschlossen. 

(3) Über Ausnahmen im Fall einer unverschuldeten
Nichtaufnahme des Studiums entscheidet die Studien-
gangsleitung im Einvernehmen mit dem Dekanat der
Fakultät für Rechtswissenschaft der Universität Hamburg
auf Antrag.

§ 5

Stundung

Für die Stundung gilt das Gebührengesetz der Freien
und Hansestadt Hamburg in der jeweils geltenden Fassung. 

§ 6

Inkrafttreten

Diese Gebührensatzung tritt am Tage nach der Veröf-
fentlichung im Amtlichen Anzeiger in Kraft. Sie findet für
alle Studierenden Anwendung, die ab dem Wintersemester
2014 ihr Studium aufnehmen.

Hamburg, den 2./3. Juli 2014

Universität Hamburg Amtl. Anz. S. 1305
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Prüfungsordnung
für den weiterbildenden Masterstudien-
gang „LL.M. Europäisches Wirtschafts-

recht“ der Fakultät für Rechtswissenschaft
der Universität Hamburg in Kooperation

mit dem Institute for European
Integration der Stiftung Europa-Kolleg
Hamburg an der Universität Hamburg

Vom 23. April 2014

Das Präsidium der Universität Hamburg hat am 16. Juni
2014 die von der Fakultät für Rechtswissenschaft am
23. April 2014 auf Grund von § 91 Absatz 2 Nummer 1 des
Hamburgischen Hochschulgesetzes (HmbHG) vom 18. Juli
2001 (HmbGVBl. S. 171) in der Fassung vom 4. Dezember
2012 (HmbGVBl. S. 510, 518) beschlossene Prüfungs-
ordnung für den weiterbildenden Masterstudiengang
„LL.M. Europäisches Wirtschaftsrecht“ gemäß § 108 Ab-
satz 1 HmbHG genehmigt. 

§ 1
Geltungsbereich, Akademischer Grad

(1) Diese Prüfungsordnung gilt für den weiterbildenden
Masterstudiengang „LL.M. Europäisches Wirtschaftsrecht“
(nachfolgend: „Studiengang“) der Fakultät für Rechtswis-
senschaft der Universität Hamburg in Kooperation mit dem
Institute for European Integration der Stiftung Europa-
Kolleg Hamburg an der Universität Hamburg. 

(2) Aufgrund der bestandenen Masterprüfung gemäß 
§§ 14 ff. der vorliegenden Prüfungsordnung verleiht der
nach § 3 Absatz 3 gebildete Gemeinsame Ausschuss den
akademischen Grad „LL.M. Europäisches Wirtschafts-
recht“.

§ 2
Ziel des Studiengangs

Ziel des berufsbegleitenden anwendungsorientierten
Studiengangs ist es, Berufstätigen, die seit mindestens
einem Jahr im Arbeitsleben stehen, fundierte Kenntnisse in
wirtschaftlich besonders relevanten Zweigen des Europa-
rechts zu vermitteln und damit die Berufschancen der
Absolventinnen und Absolventen im Bereich des europäi-
schen Wirtschaftsrechts zu erhöhen. 

§ 3
Durchführung des Studiengangs

(1) An der wissenschaftlichen Durchführung des Stu-
diengangs sind die Fakultät für Rechtswissenschaft der
Universtität Hamburg und das Institute for European Inte-
gration der Stiftung Europa-Kolleg Hamburg an der Uni-
versität Hamburg beteiligt.

(2) Die programmorganisatorische Durchführung des
Studiengangs erfolgt durch die Fakultät für Rechtswissen-
schaft der Universtität Hamburg und das Institute for Euro-
pean Integration der Stiftung Europa-Kolleg Hamburg an
der Universität Hamburg. 

(3) Es wird ein Gemeinsamer Ausschuss gebildet. Ihm
werden folgende Aufgaben und Entscheidungsbefugnisse
übertragen: 
a) Organisation des Lehr- und Prüfungsbetriebs für den

Studiengang;
b) Festlegung der konkreten Lehrinhalte im Rahmen der

jeweiligen Modulbeschreibungen;

c) Vorschlag zur Einrichtung und Besetzung eines Zulas-
sungs- und Prüfungsausschusses (gemäß § 4);

d) Befassung mit Widerspruchsangelegenheiten; 
e) Entwicklung von Vorschlägen zur Änderung der Prü-

fungsordnung;
f) Bestellung einer Studiengangsleiterin bzw. eines Stu-

diengangsleiters;
g) Verleihung des akademischen Grades im Namen der

Universität Hamburg. 

(4) Dem Gemeinsamen Ausschuss gehören an:
a) die Studiengangsleiterin bzw. der Studiengangsleiter als

Vorsitzende bzw. Vorsitzender;
b) eine Professorin bzw. ein Professor der Fakultät für

Rechtswissenschaft;
c) zwei Mitglieder des Institute for European Integration

der Stiftung Europa-Kolleg Hamburg;
d) ein Mitglied des akademischen Personals;
e) eine Studierende bzw. ein Studierender des Studien-

gangs; die Wahl dieses Mitglieds erfolgt durch die einfa-
che Mehrheit der Programmteilnehmerinnen und -teil-
nehmer und ist keine notwendige Voraussetzung für die
Arbeits- und Beschlussfähigkeit des Ausschusses. 

Die Präsidentin bzw. der Präsident und die Geschäfts-
führerin bzw. der Geschäftsführer der Stiftung Europa-Kol-
leg Hamburg an der Universität Hamburg können an den
Sitzungen des Gemeinsamen Ausschusses mit beratender
Stimme teilnehmen.

(5)  Für jedes Mitglied gemäß Absatz 4 a) bis e) wird
jeweils eine Stellvertreterin bzw. ein Stellvertreter gewählt.
Die Wahl der Mitglieder und ihrer Stellvertreterinnen bzw.
Stellvertreter erfolgt bei 
– der Stellvertreterin bzw. dem Stellvertreter nach Ab-

satz 4 a) auf Vorschlag des Gemeinsamen Ausschusses
durch die jeweilige Einrichtung gemäß § 3 Absatz 1;

– dem Mitglied und der Stellvertreterin bzw. dem Stellver-
treter nach Absatz 4 b) durch die Fakultät für Rechts-
wissenschaft;

– den Mitgliedern und Stellvertreterinnen bzw. Stellver-
tretern nach Absatz 4 c) durch das Institute for Euro-
pean Integration der Stiftung Europa-Kolleg Hamburg;

– dem Mitglied und seiner Stellvertreterin bzw. seinem
Stellvertreter nach Absatz 4 d) auf Vorschlag des Ge-
meinsamen Ausschusses durch die Fakultät für Rechts-
wissenschaft.

(6) Die Studiengangsleiterin bzw. der Studiengangsleiter
ist kraft Amtes dauerhaft Mitglied des Gemeinsamen Aus-
schusses. Die Amtszeit der übrigen Mitglieder beträgt zwei
Jahre. Die Mitglieder und Stellvertreterinnen bzw. Stellver-
treter nach Absatz 4 b), c) und d) sollen aus dem Kreis der
Personen ausgewählt werden, die am Studiengang mitwir-
ken oder mitwirken werden.

(7) Der Gemeinsame Ausschuss kann einzelne Aufgaben
auf seine Mitglieder übertragen und in einer Geschäftsord-
nung nähere Bestimmungen zur Erfüllung seiner Aufgaben
treffen. Der Gemeinsame Ausschuss beschließt mit einfa-
cher Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mitglieder;
bei Stimmengleichheit gibt die Stimme der bzw. des Vorsit-
zenden den Ausschlag.

§ 4 
Zulassungs- und Prüfungsausschuss

(1) Für die Zulassung zum Studiengang und die Organi-
sation von Prüfungen nach Maßgabe dieser Ordnung wird
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ein Zulassungs- und Prüfungsausschuss erstmals durch das
Dekanat eingerichtet und besetzt. Die Befugnis zur künfti-
gen Besetzung kann das Dekanat der Fakultät für Rechts-
wissenschaft dem Gemeinsamen Ausschuss übertragen. 

(2) Der Zulassungs- und Prüfungsausschuss kann die
Erledigung seiner in §§ 5 Absatz 2, 6 Absatz 3, 7 Absatz 1, 11
Absatz 5 und 13 Absatz 1 und 3 geregelten Aufgaben auf
seine Vorsitzende bzw. seinen Vorsitzenden übertragen. Der
Ausschuss kann festlegen, in welchen Fällen Beschlüsse im
Umlaufverfahren herbeigeführt werden können.

(3) Der Zulassungs- und Prüfungsausschuss berichtet
regelmäßig dem Gemeinsamen Ausschuss und gibt Anre-
gungen zur Weiterentwicklung des Studiums und der Prü-
fungsordnung.

(4) Der Zulassungs- und Prüfungsausschuss besteht aus
fünf Mitgliedern:
a) der Vorsitzenden bzw. dem Vorsitzenden des Gemeinsa-

men Ausschusses; 
b) zwei weiteren Mitgliedern gemäß § 3 Absatz 4 b) oder c); 
c) einem Mitglied gemäß § 3 Absatz 4 d); 
d) einem Mitglied aus der Gruppe der Studierenden des

Studiengangs.

(5) Die Mitglieder und Stellvertreterinnen bzw. Stellver-
treter des Zulassungs- und Prüfungsausschusses werden auf
Vorschlag des Gemeinsamen Ausschusses bestellt. Die
Amtszeit der Mitglieder und Stellvertreterinnen bzw. Stell-
vertreter beträgt zwei Jahre. Vorsitzende bzw. Vorsitzender
des Zulassungs- und Prüfungsausschusses ist die bzw. der
Vorsitzende des Gemeinsamen Ausschusses. Die bzw. der
stellvertretende Vorsitzende muss aus der Gruppe der
Hochschullehrerinnen und -lehrer stammen. 

(6) Die Mitglieder des Zulassungs- und Prüfungsaus-
schusses haben das Recht, den Prüfungen beizuwohnen.
Dieses Recht erstreckt sich nicht auf die Beschlussfassung
über die Note und deren Bekanntgabe. 

(7) Der Zulassungs- und Prüfungsausschuss tagt nicht
öffentlich. Seine Mitglieder und Stellvertreterinnen bzw.
Stellvertreter unterliegen der Amtsverschwiegenheit. So-
fern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch
die Vorsitzende bzw. den Vorsitzenden zur Verschwiegen-
heit zu verpflichten.

(8) Der Zulassungs- und Prüfungsausschuss ist be-
schlussfähig, wenn drei Mitglieder, darunter die oder der
Vorsitzende, anwesend sind. Er beschließt mit einfacher
Mehrheit. Jedes Mitglied verfügt über eine Stimme. Bei
Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der oder des
Vorsitzenden. 

(9) Der Zulassungs- und Prüfungsausschuss hat sicher-
zustellen, dass die Studien- und Prüfungsleistungen in den
in dieser Ordnung festgesetzten Zeiträumen erbracht wer-
den können. Er sorgt ferner dafür, dass die Termine für die
Modulprüfungen rechtzeitig festgelegt und bekannt gege-
ben werden.

(10) Belastende Entscheidungen des Zulassungs- und
Prüfungsausschusses sind der bzw. dem Studierenden un-
verzüglich schriftlich mit Begründung unter Angabe der
Rechtsgrundlage mitzuteilen. Der Bescheid ist mit einer
Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen.

(11) Der Zulassungs- und Prüfungsausschuss kann An-
ordnungen, Festsetzungen von Terminen und andere Ent-
scheidungen, die nach dieser Ordnung zu treffen sind, ins-
besondere die Bekanntgabe der Melde- und Prüfungster-
mine sowie Prüfungsergebnisse, unter Beachtung daten-

schutzrechtlicher Bestimmungen mit rechtlich verbind-
licher Wirkung durch Aushang oder im Internet bekannt
machen.

§ 5

Zulassungsvoraussetzungen 

(1) Zu diesem Studiengang kann zugelassen werden, wer

a) ein mit Erfolg abgeschlossenes rechts-wissenschaftliches
Studium (Erste Juristische Prüfung, Diplom-, Master-
oder Bachelorprüfung) an einer deutschen oder auslän-
dischen Hochschule im Umfang von 240 Leistungs-
punkten nachweisen kann. Bewerber, die kein rechtswis-
senschaftliches Studium vorweisen können, müssen den
Nachweis erbringen, dass sie über hinreichende Kennt-
nisse auf dem Gebiet des Öffentlichen Rechts oder des
Privatrechts verfügen. Der Nachweis kann insbesondere
erbracht werden durch Vorlage von Leistungsnachwei-
sen, die im Rahmen des Studiums oder nach Abschluss
des Studiums im Rahmen von Masterstudiums-, Fort-
und Weiterbildungsveranstaltungen erworben wurden,
sowie durch einschlägige Publikationen. Liegt ein erster
berufsqualifizierender Studienabschluss nur im Umfang
von 180 Leistungspunkten vor, müssen die fehlenden 60
Leistungspunkte durch zusätzliche Leistungen auf dem
Gebiet des Studiengangs, insbesondere durch praktische
Erfahrungen, Veröffentlichungen, weitere Studienleis-
tungen oder wissenschaftliche Tätigkeiten nachgewie-
sen werden 

und

b) eine berufspraktische Tätigkeit von in der Regel nicht
unter einem Jahr nachweisen kann; dem steht der er-
folgreiche Abschluss des juristischen Vorbereitungs-
dienstes („Rechtsreferendariat“) gleich

und

c) die für das Studium und die Prüfungen erforderlichen
Kenntnisse der deutschen Sprache im Sinne von § 3 der
Satzung der Universität über die Zulassung zum Stu-
dium (Universitäts-Zulassungssatzung – UniZS) in der
jeweils geltenden Fassung besitzt

sowie

d) die für das Studium und die Prüfungen erforderlichen
Kenntnisse der englischen Sprache auf dem Niveau B2
des Gemeinsamen Europäischen Referenzrahmens für
Sprachen (GER), die durch die Hochschulzugangsbe-
rechtigung (mindestens 6 Jahre Schulunterricht) oder
durch internationale Sprachnachweise für die Stufe B2
(wie z.B. IELTS, TOEFL etc. – die Festlegung der der
Qualifikationsstufe B2 entsprechenden Punktezahl
orientiert sich dabei an den Empfehlungen des GER)
nachzuweisen sind, besitzt. 

(2) Über das Vorliegen der Zulassungsvoraussetzungen
entscheidet der Zulassungs- und Prüfungsausschuss nach
Maßgabe des Zulassungsantrags.

(3) Abweichend von Absatz 1 a) kann auch zugelassen
werden, wer eine Eingangsprüfung bestanden hat, in der
eine fachliche Qualifikation nachgewiesen wird, die der
eines abgeschlossenen grundständigen Studiums gleichwer-
tig ist, und die Voraussetzungen nach Absatz 1 im Übrigen
erfüllt.

(4) Die Eingangsprüfung findet auf Antrag der Bewerbe-
rin bzw. des Bewerbers statt. 

(5) Über den Antrag entscheidet der Zulassungs- und
Prüfungsausschuss. Die Entscheidung kann durch Mehr-
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heitsentscheid der oder dem Vorsitzenden übertragen wer-
den. 

(6) Durch die Eingangsprüfung soll festgestellt werden,
ob die fachlichen Qualifikationen der Bewerberinnen und
Bewerber, die für den Studiengang benötigt werden, denen
eines abgeschlossenen grundständigen Studiums gleichwer-
tig sind. 

Kriterien, anhand derer die Gleichwertigkeit der fach-
lichen Qualifikation festgestellt wird, sind: 

1. die Fähigkeit zum wissenschaftlichen Dialog, 

2. das Vermögen, studienbezogene Inhalte mündlich und
schriftlich zu präsentieren sowie 

3. das Vermögen, realistische Bezüge zu den Studieninhal-
ten herzustellen. 

Mit der Prüfung zeigen die Bewerberinnen und Bewer-
ber, dass sie in der Lage sind, wissenschaftliche Sachver-
halte zu präsentieren. Die Eingangsprüfung besteht aus
einem schriftlichen und einem mündlichen Teil. Münd-
liche Prüfungen werden als Einzel- oder Gruppenprüfun-
gen durchgeführt. Die Prüfungsdauer beträgt je Prüfling in
der Regel 30 Minuten. Die schriftliche Prüfung wird in der
Regel in Form einer Klausur absolviert. Die Prüfungsdauer
der schriftlichen Prüfung beträgt 90 Minuten.

Der Verlauf der mündlichen Prüfung wird schriftlich
dokumentiert. 

Die Prüfungsleistungen werden nach der Notenskala der
Prüfungsordnung bewertet. Beide Teile sind gleichwertig.
Die Prüfung gilt insgesamt als bestanden, wenn die Gesamt-
note beider Teile mindestens ausreichend ist.

Eine Prüfungsleistung gilt als nicht bestanden, wenn der
Prüfling ohne triftigen Grund den Prüfungstermin ver-
säumt. Der für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend
gemachte Grund muss dem Prüfungsausschuss unverzüg-
lich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden.
Bei Krankheit des Prüflings ist ein ärztliches Attest vorzu-
legen. Daraufhin wird der nächstmögliche Prüfungstermin
festgesetzt. 

Versucht die Bewerberin oder der Bewerber das Ergeb-
nis der Prüfung durch Täuschung zu beeinflussen, wird die
Prüfung als endgültig nicht bestanden gewertet. 

Wird die Prüfung nicht bestanden, kann sie einmal
wiederholt werden. Dazu wird innerhalb von 2 Monaten auf
Antrag eine Wiederholungsprüfung angeboten. Der Antrag
ist schriftlich innerhalb einer Woche nach Bekanntgabe des
Ergebnisses der ersten Prüfung beim Zulassungs- und Prü-
fungsausschuss einzureichen. 

(7) Der Zulassungs- und Prüfungsausschuss kann der
oder dem Vorsitzenden die Durchführung der Eingangs-
prüfung als Einzelprüferin oder Einzelprüfer übertragen.
Absatz 5 Satz 2 gilt entsprechend. Wird die Prüfung durch
die Vorsitzende oder den Vorsitzenden als Einzelprüferin
bzw. Einzelprüfer durchgeführt, ist eine Beisitzerin bzw. ein
Beisitzer hinzuzuziehen. Beisitzerin oder Beisitzer kann
sein, wer dem unter § 3 Absatz 4 b) – d) genannten Perso-
nenkreis angehört. § 14 Absatz 4 a) Sätze 6 und 7 finden
insoweit entsprechende Anwendung. 

§ 6

Zulassungsantrag

(1) Der Zulassungsantrag ist in schriftlicher oder
elektronischer Form fristgerecht an den Zulassungs- und
Prüfungsausschuss zu richten. 

Dem Zulassungsantrag sind beizufügen:
a) tabellarischer Lebenslauf;
b) Zeugnis der allgemeinen Hochschulreife oder das Zeug-

nis eines gleichwertigen Schulabschlusses;
c) Hochschulabschlusszeugnis nach § 5 Absatz 1 a); alter-

nativ der Antrag nach § 5 Absatz 4;
d) erforderlichenfalls Nachweis hinreichender juristischer

Kenntnisse i.S.d. § 5 Absatz 1 a) Sätze 2 und 3;
e) gegebenenfalls Nachweis äquivalent anzuerkennender

überdurchschnittlicher Leistungen auf dem Gebiet des
Studiengangs i.S.d. § 5 Absatz 1 a) Satz 4 zum Ausgleich
fehlender Leistungspunkte; 

f) Nachweis über die berufspraktische Erfahrung gemäß 
§ 5 Absatz 1 b);

g) Nachweis der für das Studium und die Prüfungen erfor-
derlichen Kenntnisse der deutschen Sprache von Bewer-
berinnen und Bewerbern, die weder ihre Hochschulzu-
gangsberechtigung nach b) noch ihren ersten berufsqua-
lifizierenden Studienabschluss nach c) an einer deutsch-
sprachigen Einrichtung erworben haben, und deren
Muttersprache nicht deutsch ist;

h) Nachweis der für das Studium und die Prüfungen erfor-
derlichen Kenntnisse der englischen Sprache i.S.d. § 5
Absatz 1 d);

i) Ein Motivationsschreiben. In dem Motivationsschrei-
ben soll die Bewerberin bzw. der Bewerber ihre bzw.
seine Entscheidungsgründe für den Studiengang zum
Ausdruck bringen; 

j) Erklärung, die gemäß der Gebührensatzung festgesetz-
ten Kosten des Studiengangs zu tragen.

(2) Wird der Zulassungsantrag in elektronischer Form
eingereicht, so erhält die Bewerberin oder der Bewerber
eine deklaratorische Empfangsbestätigung vom Institute
for European Integration. Die Bewerberin oder der Bewer-
ber hat durch Angabe eines elektronischen Postfachs („E-
Mail-Adresse“) sicherzustellen, dass sie oder ihn die Emp-
fangsbestätigung erreicht. In elektronischer Form einge-
reichte Dokumente i.S.d. Absatzes 1 sind nach Aufforde-
rung durch den Prüfungs- und Zulassungsausschuss im
Original bzw. in beglaubigter Kopie vorzulegen.

(3) Nach Prüfung der Bewerbungsunterlagen erhalten
alle zugelassenen Bewerberinnen und Bewerber ein schrift-
liches Annahmeerklärungsformular des Prüfungs- und Zu-
lassungsausschusses auf dem Postweg. Die Bewerberin oder
der Bewerber hat sicherzustellen, dass sie oder ihn das
Annahmeerklärungsformular erreicht. 

(4) Zulassungsanträge und Annahmeerklärungen, die
nicht frist- und formgerecht und mit allen nach § 6 Absatz 1
erforderlichen Unterlagen eingegangen sind, können
grundsätzlich nicht berücksichtigt werden. Bei postalischen
Sendungen gilt das Datum des Poststempels als Eingangs-
datum.

§ 7
Auswahlverfahren

(1) Übersteigt die Zahl der Bewerbungen, die die Zulas-
sungsvoraussetzungen nach § 5 Absatz 1 erfüllen, die Zahl
der zur Verfügung stehenden Studienplätze, findet ein Aus-
wahlverfahren statt. Die Auswahlentscheidung wird vom
Zulassungs- und Prüfungsausschuss nach dem Grad der
Eignung und Motivation der Bewerberinnen und Bewerber
getroffen. Die Auswahl erfolgt nach folgenden Kriterien: 
a) Ergebnis des ersten berufsqualifizierenden Abschlusses;

alternativ Ergebnis der Eingangsprüfung gemäß § 5 Ab-
satz 3; 
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b) Nähe der berufspraktischen Erfahrung zum Gebiet des
Studiengangs sowie anhand sonstiger Vorkenntnisse in
diesem Bereich (z.B. durch Schwerpunkte im Rahmen
des Studiums, Vertiefungspraktika);

c) Motivationsschreiben (schriftliche Begründung der Stu-
dien- und Berufszielwahl und Schlüssigkeit der Bewer-
bung im Hinblick hierauf).

(2) Der Zulassungs- und Prüfungsausschuss wählt nach
den Kriterien des Absatzes 1 eine der Zahl der Studien-
plätze entsprechende Anzahl von Bewerberinnen und Be-
werbern aus und lässt diese zu. Zu diesem Zweck werden
die unter a), b) und c) genannten Kriterien nach der
Notenskala gemäß § 18 bewertet. Das Kriterium a) wird mit
50 %, das Kriterium b) mit 30 % und das Kriterium c) mit
20 % gewichtet. Gegen ablehnende Zulassungsentscheidun-
gen kann Widerspruch eingelegt werden. Über den Wider-
spruch entscheidet der Gemeinsame Ausschuss. 

(3) Die Zulassung kann unter Vorbehalten, Auflagen
und Bedingungen erfolgen. 

§ 8

Inhalt, Dauer und Gliederung des Studiums

(1) Inhalt des Studiengangs ist das wirtschaftlich rele-
vante Europarecht auch mit seinen Bezügen zum nationa-
len deutschen Recht und den mitgliedstaatlichen Rechts-
ordnungen, verknüpft mit einer wirtschaftlichen Betrach-
tungsweise der europäischen Integration und praktischen
Arbeitstechniken. 

(2) Die Regelstudienzeit des Studiengangs beträgt zwei
Jahre (vier Semester). 

(3) Der Studiengang ist modular aufgebaut. Zahl, Umfang
und Inhalt der Module und die Modulvoraussetzungen sind
im Anhang der Prüfungsordnung geregelt. In begründeten
Einzelfällen kann der Gemeinsame Ausschuss aus organisa-
torischen Gründen einzelne Modulinhalte modifizieren. 

§ 9

Module und Leistungspunkte

(1) Module sind thematisch in sich abgeschlossene
Lehr- und Lerneinheiten, die in der Regel aus mehreren in-
haltlich aufeinander bezogenen Lehrveranstaltungen beste-
hen. In den Modulen wird eine Teilqualifikation des Quali-
fikationsziels des Studiengangs vermittelt. Ein Modul
schließt grundsätzlich mit einer Prüfung (Modulprüfung)
ab. Die Arbeitsbelastung (Präsenz-, Selbststudium und Prü-
fungsaufwand) für die einzelnen Module wird in Leistungs-
punkten (LP) ausgewiesen. Dabei entspricht 1 LP in der
Regel einer Arbeitsbelastung von 30 Stunden. Der Gesamt-
umfang des Studiengangs umfasst einschließlich der Mas-
terarbeit 60 LP. Der Erwerb von LP ist an das Bestehen der
Modulprüfungen gebunden.

(2) Der Studiengang gliedert sich in sechs Pflichtmodule
und drei Wahlpflichtmodule, von denen die bzw. der Stu-
dierende zwei absolvieren muss, sowie die Masterarbeit.
Der Studiengang besteht aus folgenden Modulen:

Pflichtmodule:

Modul 1 „Rechtsrahmen des Binnenmarktes“ 5 LP

Modul 2 „Economics of European Integration“ 5 LP

Modul 3 „Arbeiten im internationalen Kontext“ 5 LP

Modul 4 „Wettbewerb“ 5 LP

Modul 5 „Unternehmensorganisation 
und Arbeitsbeziehungen“ 5 LP

Modul 6 „Legal English“ 5 LP

Wahlpflichtmodule:

Modul 7 „Finanzen und Steuern“ 7,5 LP

Modul 8 „Regulieren und Verwalten“ 7,5 LP

Modul 9 „Streitbeilegung“ 7,5 LP

Masterarbeit 15 LP

Gesamt 60 LP

(3) Die bzw. der Studierende bestimmt bis spätestens
sechs Wochen vor Ablauf des zweiten Semesters schriftlich
die beiden von ihm oder ihr zu absolvierenden Wahlpflicht-
module. Ist bis zum Ablauf dieser Frist kein solcher Antrag
gestellt worden, kann der Vorsitzende des Zulassungs- und
Prüfungsausschuss die Studierende bzw. den Studierenden
Wahpflichtmodulen zuweisen.

(4) Die Durchführung eines Wahlpflichtmoduls kann
nur garantiert werden, wenn sich fünf oder mehr Studie-
rende für das Wahlpflichtmodul entschieden haben. 

§ 10 

Lehrveranstaltungsarten

(1) Lehrveranstaltungen sind insbesondere: 

a) Vorlesungen zur ausführlichen Darstellung eines Stoff-
gebietes,

b) Übungen zur Vertiefung und Anwendung des Vorle-
sungsstoffes,

c) Seminare zur selbständigen Erarbeitung von Wissen
sowie dessen Vermittlung,

d) Fallstudien zur praktischen Verdeutlichung des erwor-
benen Wissens.

(2) Die Lehrveranstaltungen werden in deutscher oder
englischer Sprache abgehalten. 

§ 11

Anrechnung von Studienzeiten,
Studienleistungen und Prüfungsleistungen

(1) Studienzeiten, Studienleistungen, Prüfungsleistun-
gen sowie in den Studiengang eingeordnete berufsfeldbezo-
gene Studien beziehungsweise Praktika, die an einer Uni-
versität, gleichgestellten Hochschule, in staatlich anerkann-
ten Fernstudien, an anderen Bildungseinrichtungen, insbe-
sondere in Studiengängen an staatlichen oder staatlich
anerkannten Berufsakademien sowie an Fachhochschulen
erbracht worden sind, sind auf Antrag der bzw. des Studie-
renden anzuerkennen, sofern keine wesentlichen Unter-
schiede zwischen den erworbenen und den an der aufneh-
menden Hochschule zu erwerbenden Kenntnissen und
Fähigkeiten bestehen. Eine Anerkennung mit Auflagen ist
möglich. 

(2) Bei der Anerkennung von Studienzeiten, Studien-
leistungen und Prüfungsleistungen, die außerhalb der
Bundesrepublik Deutschland erbracht wurden, sind die von
Kultusministerkonferenz und Hochschulrektorenkonfe-
renz gebilligten Äquivalenzvereinbarungen sowie Abspra-
chen der Universität Hamburg sowie der anderen am Stu-
diengang beteiligten Hochschulen im Rahmen von Hoch-
schulpartnerschaften bzw. Hochschulkooperationsverein-
barungen zu beachten.

(3) Auf andere Weise als durch ein Studium erworbene
Kenntnisse und Fähigkeiten, die jenen gleichwertig und für
einen erfolgreichen Abschluss eines Studiengangs erforder-
lich sind, sind in einem Umfang von bis zur Hälfte auf die
zu erbringenden Studien- und Prüfungsleistungen anzuer-
kennen.
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(4) Werden Prüfungsleistungen angerechnet, sind die
Noten – soweit die Notensysteme vergleichbar sind – zu
übernehmen und in die Abschlussnote einzubeziehen. Bei
nicht vergleichbaren Notensystemen wird die Prüfungsleis-
tung mit „bestanden“ ausgewiesen.

(5) Über die Anerkennung nach den Absätzen 1 bis 4
entscheidet der Zulassungs- und Prüfungsausschuss. Ein
entsprechender Antrag der bzw. des Studierenden ist an den
Zulassungs- und Prüfungsausschuss zu richten. Dem An-
trag sind die für die Anerkennung erforderlichen Unterla-
gen beizufügen. Die Anerkennung kann vom Zulassungs-
und Prüfungsausschuss nur abgelehnt werden, wenn er
nachweist, dass zwischen den erworbenen und den an der
aufnehmenden Hochschule zu erwerbenden Kenntnissen
und Fähigkeiten nach Absatz 1 wesentliche Unterschiede
bestehen und/oder auf andere Weise als durch ein Studium
erworbene Kenntnisse und Fähigkeiten nach Absatz 3 nicht
gleichwertig sind.

§ 12

Nachteilsausgleich für Studierende mit Behinderungen
oder länger andauernden bzw. chronischen Erkrankungen

(1) Macht eine Studierende bzw. ein Studierender glaub-
haft, dass er bzw. sie wegen einer Behinderung oder länger
andauernden schweren bzw. chronischen Erkrankung nicht
in der Lage ist, Prüfungsleistungen ganz oder teilweise zu
den vorgesehenen Bedingungen zu erbringen oder inner-
halb der in dieser Ordnung genannten Fristen abzulegen,
kann die bzw. der Vorsitzende des Prüfungsausschusses auf
schriftlichen Antrag angemessene nachteilsausgleichende
Maßnahmen treffen. Als solche kommen insbesondere die
Veränderung der äußeren Prüfungsbedingungen, die Ver-
längerung der Fristen für das Ablegen von Prüfungsleistun-
gen sowie das Erbringen gleichwertiger Prüfungsleistungen
in Betracht. Entsprechendes gilt für Studienleistungen.

(2) Bei Entscheidungen der bzw. des Prüfungsausschuss-
vorsitzenden nach Absatz 1 ist die bzw. der Behindertenbe-
auftragte gemäß § 88 Absatz 3 HmbHG zu beteiligen.

(3) Die Gründe für die beantragten Nachteilsausgleiche
sind von der bzw. dem Studierenden darzulegen. Zur
Glaubhaftmachung können geeignete Nachweise verlangt
werden.

§ 13

Prüfende

(1) Die Bestellung der Prüferinnen und Prüfer erfolgt
durch den Zulassungs- und Prüfungsausschuss nach Maß-
gabe der Bestimmungen des HmbHG in der jeweils gelten-
den Fassung. 

(2) Prüfende für die Modulprüfungen sind grundsätzlich
die für die Lehrveranstaltungen des jeweiligen Moduls ver-
antwortlichen Lehrenden. 

(3) Der Zulassungs- und Prüfungsausschuss kann auch
Prüferinnen bzw. Prüfer bestellen, die nicht Mitglieder der
Universität sind. 

§ 14

Modulprüfungen

(1) Jedes Modul wird mit einer Prüfungsleistung in kon-
trollierter Form abgeschlossen (Modulprüfung). Die Teil-
nahme an einer Modulprüfung setzt die regelmäßige Teil-
nahme an den für das Modul vorgesehenen Lehrveranstal-
tungen voraus. Regelmäßig teilgenommen hat grundsätz-
lich, wer nicht mehr als 25 % der Lehrveranstaltungen eines
Moduls versäumt hat.

(2) Modulprüfungen finden in der von den Prüferinnen
und Prüfern nach Maßgabe der in der Modulbeschreibung
festgelegten Form zu den festgesetzten Terminen statt. Für
die Modulprüfungen können in der Modulbeschreibung
Voraussetzungen vorgesehen werden. 

(3) Eine Modulprüfung kann als Gesamtprüfung (Mo-
dulabschlussprüfung) durchgeführt werden oder aus Teil-
prüfungsleistungen bestehen. Die Prüfungsformen für die
Prüfungsleistungen der einzelnen Module sind in der jewei-
ligen Modulbeschreibung geregelt. Die Leistungspunkte
eines Moduls werden erworben, wenn die Modulabschlus-
sprüfung bzw. alle Teilprüfungen einer Modulprüfung mit
mindestens ausreichend (4,0) bestanden sind.

(4) Die Prüfungsleistungen werden insbesondere durch
folgende Prüfungsformen erbracht: 

a) Mündliche Prüfung 

Eine mündliche Prüfung ist ein Prüfungsgespräch, in
dem die Studierenden darlegen sollen, dass sie den Prü-
fungsstoff beherrschen. Mündliche Prüfungen werden
als Einzel- oder Gruppenprüfungen durchgeführt. Die
Prüfungsdauer soll je Prüfling und Stoffgebiet mindes-
tens 15 Minuten und höchstens 45 Minuten betragen.
Für mündliche Prüfungen können die Studierenden
Prüfungsgegenstände aus dem relevanten Stoffgebiet
vorschlagen. Mündliche Prüfungen werden von einer
Prüferin bzw. einem Prüfer in Gegenwart einer oder
eines Beisitzenden abgenommen, die bzw. der mindes-
tens die durch die Prüfung festzustellende oder eine
gleichwertige Qualifikation besitzt. Die wesentlichen
Gegenstände und Ergebnisse der mündlichen Prüfung
sind in einem Protokoll festzuhalten. Das Protokoll wird
von der bzw. dem Prüfenden und der bzw. dem Beisit-
zenden unterzeichnet und zur Prüfungsakte genommen. 

Studierenden, die sich zu einem späteren Termin der
gleichen Prüfung unterziehen wollen, wird die Teil-
nahme an mündlichen Prüfungen als Zuhörerinnen und
Zuhörer ermöglicht, wenn nicht die Kandidatin oder
der Kandidat den Ausschluss der Öffentlichkeit bean-
tragt. Dieses Recht erstreckt sich nicht auf die Be-
schlussfassung und die Bekanntgabe der Note. 

b) Klausur

Eine Klausur ist eine unter Aufsicht anzufertigende Ar-
beit, in der vorgegebene Aufgaben allein und selbständig
nur mit den zugelassenen Hilfsmitteln zu bearbeiten
sind. Die Dauer einer Klausur beträgt mindestens 60,
höchstens 240 Minuten. Klausuren können auch in
Form von Antwort-Wahl-Verfahren (Multiple Choice)
oder als unter Aufsicht zu bewältigende Aufgabe an
elektronischen Medien durchgeführt werden.

c) Hausarbeit

Eine Hausarbeit ist eine schriftliche Bearbeitung einer
vorgegebenen Aufgabe, die den Stoff der betreffenden
Lehrveranstaltung erweitert oder vertieft. 

d) Referat

Ein Referat ist der mündliche Vortrag über ein vorgege-
benes Thema. Es kann zusätzlich eine schriftliche Aus-
arbeitung des Vortragthemas vorgesehen werden.

Der mündliche Vortrag dauert mindestens 15, höchstens
60 Minuten.

e) Übungsabschlüsse

Übungen erfordern eine kontinuierliche aktive Teil-
nahme der Studierenden. Es kann die schriftliche Aus-
arbeitung oder eine sonstige Vorstellung einzelner
Übungsaufgaben vorgesehen werden. 
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f) Fallstudie/Fallsimulation

Eine Fallstudie/Fallsimulation ist eine auf einer fiktiven
oder realen Sachverhaltskonstellation basierende Pro-
blemstellung, die den Studierenden die Möglichkeit er-
öffnen soll, ihre im Rahmen des Studiengangs erworbe-
nen Fähigkeiten und Kenntnisse aktiv in Form von
mündlichen und/oder schriftlichen Beiträgen umzuset-
zen und in Gruppenarbeit entwickelte Lösungsvor-
schläge zu unterbreiten. 

(5) Sind für ein Modul alternative Prüfungsarten vorge-
sehen, werden die jeweilige Prüfungsart und der Umfang
der Prüfungsleistung für dieses Modul bei Beginn der Lehr-
veranstaltung von der bzw. dem Lehrenden verbindlich
bekannt gegeben.

(6) Die Modulprüfungen werden in deutscher oder eng-
lischer Sprache abgenommen. 

§ 15

Masterarbeit

(1) Die Kandidatin bzw. der Kandidat hat eine Mas-
terarbeit anzufertigen. Mit dieser Arbeit soll die Befähigung
zu selbstständiger wissenschaftlicher Arbeit auf dem Gebiet
des Studiengangs nachgewiesen werden. 

(2) Das Thema der Masterarbeit soll einen eigenständi-
gen Beitrag zum Lehrstoff des Studiengangs ermöglichen.
Ausgestaltung und Umfang regelt der Zulassungs- und Prü-
fungsausschuss. Es ist sicherzustellen, dass eine erfolgreiche
Bearbeitung innerhalb der Bearbeitungsfrist möglich ist.
Die Arbeit ist in deutscher oder englischer Sprache abzufas-
sen. Mit Einverständnis der Betreuerin bzw. des Betreuers
und nach Zustimmung des Zulassungs- und Prüfungsaus-
schusses kann die Masterarbeit auch in einer anderen Spra-
che abgefasst werden.

(3) Als Betreuerin bzw. Betreuer bestellt die bzw. der
Vorsitzende des Zulassungs- und Prüfungsausschusses eine
bzw. einen der am Studiengang beteiligten Professorinnen
bzw. Professoren. Die Betreuerin bzw. der Betreuer be-
stimmt das Thema der Masterarbeit. Die Kandidatin bzw.
der Kandidat kann hierzu Vorschläge machen. Der Gemein-
same Ausschuss kann durch Beschluss weitere Personen in
den Kreis der Betreuerinnen bzw. Betreuer aufnehmen.

(4) Der Arbeitsaufwand für die Masterarbeit beträgt 15
Leistungspunkte. Die Anfertigung der Arbeit soll im vier-
ten Semester erfolgen. Im Einzelfall kann die bzw. der Vor-
sitzende des Zulassungs- und Prüfungsausschusses eine frü-
here, studienbegleitende Bearbeitung zulassen. Die Bear-
beitungszeit beginnt mit Ausgabe des Themas und beträgt
sechs Monate. Der Zeitpunkt der Ausgabe und das Thema
werden aktenkundig gemacht. Die Arbeit ist spätestens am
letzten Tag der Bearbeitungszeit in zweifacher schriftlicher
Ausfertigung sowie auch auf einem geeigneten elektroni-
schen Speichermedium bei der für die Abgabe bestimmten
Stelle abzugeben oder dieser bzw. diesem – versehen mit
dem Poststempel des letzten Tages der Frist – zuzusenden.
Bei der postalischen Zusendung gilt das Datum des Post-
stempels als Abgabedatum. Für die Abgabe bzw. die Einlie-
ferung der Masterarbeit obliegt dem Prüfling die Beweis-
last. Der Abgabezeitpunkt wird aktenkundig gemacht.

(5) Die bzw. der Vorsitzende des Zulassungs- und Prü-
fungsausschusses kann bei begründetem und vor Ablauf der
Bearbeitungsfrist gestelltem Antrag eine einmalige Verlän-
gerung der Bearbeitungszeit um maximal zwei Wochen ge-
nehmigen. Voraussetzung für eine Verlängerung der Bear-
beitungszeit ist, dass die Gründe, die die Verlängerung er-
forderlich machen, nicht von der Kandidatin oder dem Kan-

didaten zu vertreten sind und unverzüglich angezeigt wer-
den. Die Begründung für den Verlängerungsbedarf ist von
der Kandidatin bzw. dem Kandidaten umfassend schriftlich
zu erläutern und zu belegen, bei Krankheit durch Vorlage
eines qualifizierten ärztlichen Attests (vgl. § 19 Absatz 2).

(6) Wird die Arbeit aus Gründen, die die Kandidatin
bzw. der Kandidat nicht zu vertreten hat, nicht fristgerecht
abgegeben, wird ein neues Thema ausgegeben, ohne dass
dies als Wiederholung gilt. Das neue Thema wird unver-
züglich, spätestens jedoch innerhalb von vier Wochen nach
Wegfall des Hinderungsgrundes auf Antrag der Kandidatin
bzw. des Kandidaten ausgegeben. Wird die Arbeit aus
Gründen, die die Kandidatin bzw. der Kandidat zu vertre-
ten hat, nicht fristgerecht abgegeben, gilt § 19 Absatz 1. 

(7) Der Masterarbeit ist eine schriftliche Versicherung
der Kandidatin bzw. des Kandidaten beizufügen. Diese
muss beinhalten, dass
a) sie bzw. er die Arbeit selbstständig verfasst und keine

anderen Hilfsmittel als die angegebenen, insbesondere
keine im Quellenverzeichnis nicht benannten Quellen,
benutzt hat;

b) die Masterarbeit, bzw. ihr wesentlicher Inhalt noch
nicht durch die Kandidatin bzw. den Kandidaten veröf-
fentlicht worden ist;

c) die eingereichte schriftliche Fassung der auf dem
elektronischen Speichermedium entspricht.

§ 16
Bewertung der Masterarbeit

(1) Die Masterarbeit ist von der Betreuerin bzw. vom
Betreuer und einer weiteren Prüferin bzw. einem weiteren
Prüfer aus dem Kreis der Prüfungsberechtigten (§ 13)
schriftlich zu beurteilen. Mindestens einer der Begutach-
tenden muss aus der Gruppe der Hochschullehrerinnen
und Hochschullehrer stammen. 

(2) Die Bewertung und die Begutachtung der Masterar-
beit sollen innerhalb von acht Wochen nach Eingang der
Arbeit bei der Erstprüferin bzw. bei dem Erstprüfer und
zwei Wochen nach Eingang bei der Zweitprüferin bzw. bei
dem Zweitprüfer erstellt werden. Die Notenvergabe richtet
sich nach § 18. Die Benotung der Masterarbeit ergibt sich
aus dem arithmetischen Mittel der durch die beiden Prü-
fenden vergebenen Noten unter Berücksichtigung von § 18
Absatz 4. Wird die Masterarbeit nur von einem der beiden
Prüfenden mit „nicht ausreichend“ (5,0) beurteilt, bestellt
die bzw. der Vorsitzende des Zulassungs- und Prüfungsaus-
schusses eine dritte Prüferin bzw. einen dritten Prüfer.
Beurteilt die Drittgutachterin bzw. der Drittgutachter die
Arbeit mit mindestens „ausreichend“ (4,0), so wird die Note
der Masterarbeit als arithmetisches Mittel der drei Beurtei-
lungen unter Berücksichtigung von § 18 Absatz 4, mindes-
tens aber mit „ausreichend“ (4,0) festgelegt. Beurteilt die
Drittgutachterin bzw. der Drittgutachter die Arbeit mit
„nicht ausreichend“ (5,0), so gilt diese Arbeit insgesamt als
mit „nicht ausreichend“ (5,0) benotet. 

(3) Für die bestandene Masterarbeit werden 15 Leis-
tungspunkte vergeben.

§ 17
Wiederholung von Prüfungen,

Endgültiges Nichtbestehen der Masterprüfung

(1) Wird eine Prüfungsleistung mit „nicht ausreichend“
bewertet oder gilt die Prüfung als nicht bestanden, so kann
diese Prüfung zweimal wiederholt werden. Die erste
Wiederholungsprüfung findet im laufenden Studienjahr
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statt. Die zweite Wiederholungsprüfung soll nicht später als
sechs Monate nach der ersten Wiederholungsprüfung statt-
finden. Der Prüfungsausschuss kann in begründeten Aus-
nahmefällen bei einer Wiederholungsprüfung eine abwei-
chende Prüfungsart festlegen. Der Prüfungsausschuss ach-
tet dabei darauf, dass durch die abweichende Prüfungsart
dieselben Lernziele wie durch die ursprünglich vorgese-
hene Prüfungsart abgedeckt werden. 

(2) Die Wiederholung einer Prüfungsleistung, die mit
„ausreichend“ (4,0) oder besser bewertet wurde, ist nicht
zulässig. Setzt sich eine Modulprüfung aus mehreren Teil-
prüfungsleistungen zusammen und ist eine Teilprüfungs-
leistung für sich mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet, so
ist nur diese zu wiederholen. 

(3) Die Masterarbeit kann bei einer Gesamtbeurteilung
mit „nicht ausreichend“ (5,0) einmal wiederholt werden. 
§ 15 Absatz 4 Sätze 4-9 gelten entsprechend. Eine zweite
Wiederholung ist nur in begründeten Ausnahmefällen mög-
lich. 

(4) Die Masterprüfung ist endgültig nicht bestanden,
wenn eine Prüfungsleistung (Modulprüfung bzw. Masterar-
beit) auch in ihrer letztmaligen Wiederholung mit „nicht
ausreichend“ (5,0) bewertet wurde oder als mit „nicht aus-
reichend“ (5,0) bewertet gilt. Die bzw. der Vorsitzende des
Zulassungs- und Prüfungsausschusses teilt dies der Kandi-
datin bzw. dem Kandidaten schriftlich mit. Ist die Master-
prüfung endgültig nicht bestanden, stellt die bzw. der Vor-
sitzende des Zulassungs- und Prüfungsausschusses einen
Bescheid mit Angaben aller Prüfungsleistungen und den
Gründen für das Nichtbestehen der Masterprüfung aus. Der
Bescheid ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen
und der bzw. dem Studierenden bekannt zu geben.

§ 18

Bewertung der Prüfungsleistungen, 
Bildung der Noten, Gesamtnote

(1) Die Bewertung der schriftlichen Prüfungsleistungen
soll innerhalb von vier Wochen nach Eingang der Arbeit bei
der Prüferin bzw. beim Prüfer erfolgen. Bei mündlichen
Prüfungen ist das Ergebnis der Kandidatin bzw. dem Kan-
didaten im Anschluss an die mündliche Prüfung bekannt
zu geben.

(2) Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen wer-
den von der jeweiligen Prüferin bzw. dem jeweiligen Prüfer
festgesetzt. In den Prüfungen wird die Leistung der einzel-
nen Kandidatin bzw. des einzelnen Kandidaten bewertet.
Für die Bewertung der Prüfungsleistungen zu den Modulen
und der Masterarbeit sind folgende Noten zu verwenden:

1,0 = sehr gut
= eine besonders hervorragende Leistung, 

2,0 = gut
= Leistung, die erheblich über den 

durchschnittlichen Anforderungen liegt,

3,0 = befriedigend
= eine Leistung, die durchschnittlichen 

Anforderungen genügt,

4,0 = ausreichend
= eine Leistung, die trotz ihrer Mängel 

noch den Anforderungen genügt,

5,0 = nicht ausreichend
= eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel 

den Anforderungen nicht mehr genügt.

(3) Zur differenzierten Bewertung der Prüfungsleistun-
gen können Zwischenwerte durch Erniedrigen oder Erhö-

hen der Noten um 0,3 gebildet werden; die Noten 0,7; 4,3;
4,7 und 5,3 sind ausgeschlossen.

(4) Besteht eine Modulprüfung aus mehreren Teilprü-
fungsleistungen, errechnet sich die Modulnote als ein
mittels LP gewichtetes Mittel der Noten für die einzelnen
Teilprüfungsleistungen. Hierbei werden die beiden ersten
Dezimalstellen hinter dem Komma berücksichtigt. Alle
weiteren Stellen werden ohne Rundung gestrichen. Ent-
sprechendes gilt bei der Bewertung einer Prüfungsleistung
durch mehrere Prüfende. 

Die Note lautet:
Von 1,0 bis 1,15 1,0
über 1,15 bis 1,50 1,3
über 1,50 bis 1,85 1,7
über 1,85 bis 2,15 2,0
über 2,15 bis 2,50 2,3
über 2,50 bis 2,85 2,7
über 2,85 bis 3,15 3,0
über 3,15 bis 3,50 3,3
über 3,50 bis 3,85 3,7
über 3,85 bis 4,0 4,0
über 4,0 5,0.

(5) Die Masterprüfung ist bestanden, wenn sämtliche
Modulprüfungsleistungen mindestens „ausreichend“ (bis
4,0) sind und die Kandidatin bzw. der Kandidat in der Mas-
terarbeit mindestens die Note „ausreichend“ (4,0) erlangt
hat. 

(6) Für die Masterprüfung wird eine Gesamtnote gebil-
det. Absatz 4 Satz 2 gilt entsprechend. Sie ergibt sich aus
dem gemäß den Leistungspunkten gewichteten arithmeti-
schen Mittel der erbrachten Modulprüfungen und der Mas-
terarbeit. 

(7) Die Gesamtnote einer bestandenen Masterprüfung
lautet:
bei einem Durchschnitt

bis einschließlich 1,50 sehr gut
von 1,51 bis einschließlich 2,50 gut
von 2,51 bis einschließlich 3,50 befriedigend
von 3,51 bis einschließlich 4,00 ausreichend.

(8) Diese Note wird durch eine ECTS-Note nach den
jeweils geltenden Bestimmungen ergänzt. 

§ 19
Versäumnis, Rücktritt und Unterbrechung

(1) Eine Prüfungsleistung gilt als mit „nicht ausrei-
chend“ (5,0) bewertet, wenn der Prüfling ohne triftigen
Grund einen Prüfungstermin oder eine Prüfungsfrist im
Sinne dieser Ordnung versäumt, nach Beginn einer (Teil)-
Prüfung zurücktritt oder eine schriftliche Prüfungsleistung
nicht innerhalb der vorgesehenen Bearbeitungszeit beginnt
oder erbringt. 

(2) Der für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend
gemachte Grund muss dem Zulassungs- und Prüfungsaus-
schuss unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft
gemacht werden. Bei Krankheit des Prüflings ist ein quali-
fiziertes ärztliches Attest vorzulegen. Dieses muss Angaben
enthalten über die von der Erkrankung ausgehende körper-
liche bzw. psychische Funktionsstörung, die Auswirkungen
der Erkrankung auf die Prüfungsfähigkeit des Prüflings aus
medizinischer Sicht, den Zeitpunkt des dem Attest zu-



Freitag, den 18. Juli 2014 1313Amtl. Anz. Nr. 56

grunde liegenden Untersuchungstermins sowie der ärzt-
lichen Prognose über die Dauer der Erkrankung. Wird der
Grund anerkannt, so wird der nächstmögliche Prüfungster-
min festgesetzt. Bereits vollständig erbrachte Teilprüfungs-
leistungen werden angerechnet. Nach Beendigung einer
Prüfungsleistung können Rücktrittsgründe nicht mehr gel-
tend gemacht werden.

(3) Schutzvorschriften zum Schutz der erwerbstätigen
Mutter (MuSchG) sind auf Antrag der Kandidatin zu be-
rücksichtigen. Gleiches gilt für Anträge der Kandidatin
bzw. des Kandidaten für die Fristen der Elternzeit nach
dem Gesetz zum Elterngeld und zur Elternzeit (BEEG). Ab-
satz 2 Sätze 4 bis 5 gelten entsprechend.

§ 20

Täuschung, Ordnungsverstoß

(1) Versucht die bzw. der Studierende das Ergebnis einer
Prüfungsleistung durch Täuschung oder Benutzung nicht
zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, wird die Prü-
fungsleistung mit „nicht ausreichend“ (5,0) bzw. „nicht
bestanden“ bewertet. Gleiches gilt für Prüfungsleistungen
von Studierenden, die ihre Prüfungsergebnisse während des
Prüfungsverfahrens anderen zur Verfügung stellen, ohne
dass dies ausdrücklich vorgesehen ist.

(2) Bei einer Täuschung oder Benutzung nicht zugelas-
sener Hilfsmittel im Sinne des Absatzes 1 während und
nach Austeilung von Prüfungsaufgaben, wird der Prüfling
von der Fortsetzung der Prüfungsleistung nicht ausge-
schlossen. Die oder der jeweilige Aufsichtsführende fertigt
über das Vorkommnis einen Vermerk, den sie oder er nach
Abschluss der Prüfungsleistung unverzüglich der bzw. dem
Vorsitzenden des Zulassungs- und Prüfungsausschusses
vorlegt. Der Prüfling wird unverzüglich über den gegen ihn
erhobenen Vorwurf unterrichtet. Die Entscheidung über
das Vorliegen eines Täuschungsversuches trifft das vorsit-
zende Mitglied des Zulassungs- und Prüfungsausschusses.
Dem Prüfling ist zuvor Gelegenheit zur Äußerung zu ge-
ben.

(3) Hat ein Prüfling bei einer Prüfungsleistung ge-
täuscht und wird diese Tatsache erst nach Ablegen der Prü-
fung bekannt, kann die Note entsprechend Absatz 1 berich-
tigt und die Masterprüfung gegebenenfalls für nicht bestan-
den erklärt werden. Das unrichtige Zeugnis ist einzuziehen
und gegebenenfalls ein neues zu erteilen. Mit dem unrichti-
gen Zeugnis ist auch die Masterurkunde einzuziehen, wenn
die Masterprüfung auf Grund einer Täuschung für „nicht
bestanden“ erklärt wurde. 

(4) Ein Prüfling, der den ordnungsgemäßen Ablauf der
Prüfung stört, kann von der jeweiligen Prüferin oder Auf-
sichtsführenden bzw. dem jeweiligen Prüfer oder Aufsichts-
führenden von der Fortsetzung der Prüfungsleistung ausge-
schlossen werden; in diesem Fall gilt die betreffende Prü-
fungsleistung als mit „nicht ausreichend“ bewertet. In
schwerwiegenden Fällen kann der Prüfungsausschuss den
Prüfling von der Erbringung weiterer Prüfungsleistungen
ausschließen.

(5) Bei den Entscheidungen nach den Absätzen 1, 3 und
4 kann der Prüfling eine Überprüfung durch den Gemein-
samen Ausschuss verlangen. Der Antrag muss unverzüglich
gestellt werden.

§ 21
Widerspruchsverfahren

Widersprüche gegen das Prüfungsverfahren und gegen
Prüfungsentscheidungen sind, sofern eine Rechtsbehelfsbe-
lehrung erteilt wurde, innerhalb eines Monats, sonst inner-
halb eines Jahres nach Bekanntgabe bei der bzw. dem Vor-
sitzenden des Zulassungs- und Prüfungsausschusses einzu-
legen. Der Widerspruch soll schriftlich begründet werden.
Hilft der Zulassungs- und Prüfungsausschuss dem Wider-
spruch nicht oder nicht in vollem Umfang ab, so ist er dem
Widerspruchsausschuss der Universität zuzuleiten.

§ 22
Zeugnis, Urkunde und Diploma Supplement

(1) Über die bestandene Masterprüfung soll unverzüg-
lich, möglichst innerhalb von acht Wochen nach Bestehen
der letzten Prüfungsleistung, ein Zeugnis ausgestellt wer-
den. Das Zeugnis enthält Angaben über die absolvierten
Module, das Thema und die Note der Masterarbeit, die
Gesamtnote und die insgesamt erreichten Leistungspunkte.
Das Zeugnis ist von der bzw. dem Vorsitzenden des
Gemeinsamen Ausschusses zu unterzeichnen. Das Zeugnis
trägt das Datum des Tages, an dem die letzte Prüfungsleis-
tung erbracht worden ist.

(2) Zusätzlich zu dem Zeugnis erhält die Kandidatin
bzw. der Kandidat eine Urkunde über die Verleihung des
akademischen Grades „LL.M. Europäisches Wirtschafts-
recht“ mit dem Datum des Zeugnisses. Die Urkunde ist von
der bzw. dem Vorsitzenden des Gemeinsamen Ausschusses
zu unterzeichnen und mit dem Siegel der Universität Ham-
burg zu versehen.

(3) Darüber hinaus wird ein Diploma Supplement aus-
gestellt. 

(4) Die Originale der Urkunde und des Diploma Supple-
ment werden in deutscher Sprache erteilt. Daneben wird je
eine Ausfertigung von Urkunde und Diploma Supplement
in englischer Sprache erteilt.

§ 23
Gebühren

Für die Durchführung des Studiengangs werden Gebüh-
ren erhoben. Die Erhebung der Gebühren richtet sich nach
der für den Studiengang geltenden Gebührensatzung.

§ 24
Redaktionelle Änderungen

Redaktionelle Änderungen der vorliegenden Satzung
bedürfen keines erneuten Beschlusses durch die Fakultät
für Rechtswissenschaft.

§ 25
Inkrafttreten

Diese Prüfungsordnung tritt am Tage nach der Veröf-
fentlichung im Amtlichen Anzeiger in Kraft. Sie findet für
alle Studierenden Anwendung, die ab dem Wintersemester
2014 ihr Studium aufnehmen. 

Hamburg, den 16. Juni 2014
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Kürzel M1 
Titel Rechtsrahmen des Binnenmarktes 
Modultyp Pflichtmodul 
Inhalte & Angestrebte 
Lernergebnisse 

Inhalt dieses Moduls sind im Wesentlichen die Grundfreiheiten (freier Warenverkehr, freier Per-
sonenverkehr, freier Kapital- und Zahlungsverkehr), die den Binnenmarkt rechtlich konturieren 
und die dank einer aktiven Rechtsprechung des EuGH weitreichende Ausgestaltung erfahren ha-
ben. Die Grundfreiheiten werden im Rahmen der Lehrveranstaltung typisiert und zu den Prinzi-
pien des freien Wettbewerbs und der sozialen Marktwirtschaft in Bezug gesetzt. Weiterhin werden 
anhand ausgewählter Leitentscheidungen des EuGH die Inhalte und Begrenzungsmöglichkeiten 
der Grundfreiheiten entwickelt. Im Einzelnen behandelt werden: 

a. die Idee einer wettbewerbsbasierten, aber sozial limitierten Marktwirtschaft  
b. die Zollunion mit Bezügen zum Außenhandelsrecht der Union 
c. der freie Warenverkehr mit den für alle Grundfreiheiten prägenden Entscheidungen  
d. der freie Dienstleistungsverkehr 
e. die Arbeitnehmerfreizügigkeit 
f. die Niederlassungsfreiheit 
g. der freie Kapital- und Zahlungsverkehr 
h. die rechtlichen Instrumente, die der EU zur Ausgestaltung des Binnenmarktes mit seinen 

Grundfreiheiten und zur Rechtsangleichung zur Verfügung stehen, anhand ausgewählter sekto-
rieller Politiken 

i. die Zusammenhänge zwischen Binnenmarkt und Währungsunion 

Angestrebte Lernergebnisse sind: 
a. Verständnis der wirtschaftlichen, sozialen und wettbewerbsbezüglichen Determinanten des 

Binnenmarktes 
b. Verständnis der unterschiedlichen Rechtsformen und Rechtsakte, derer sich die EU zur Ausges-

taltung des Binnenmarktes bedienen kann 
c. Erfassung der Grundstrukturen und der wesentlichen Inhalte der Grundfreiheiten des Binnen-

marktes 
d. Fähigkeit zur kritischen Analyse der relevanten EuGH- Rechtsprechung 
e. Fähigkeit zur Übertragung der erworbenen Fähigkeiten auf praktische Fallgestaltungen  
f. Fähigkeit zur selbständigen Verarbeitung künftiger Rechtsetzung und Rechtsprechung auf dem 

Gebiet des Binnenmarktes 
Lehrveranstaltungen 21 Lehreinheiten à 1,5 Std. (= 31,5 Stunden) 
Lehrformen Vorlesung mit integrierter Übung 
Unterrichtssprache Deutsch und/oder Englisch 
Formale Voraussetzungen 
für die Teilnahme 

Keine 

Modulprüfung  
- Rahmenvorgaben 

Die Modulprüfung findet entweder in Form einer Klausur, eines Referats, einer Hausarbeit oder 
als mündliche Prüfung statt. Die Prüfungsart wird zu Beginn der Veranstaltung bekannt gegeben. 
Die Prüfungen finden in der Unterrichtssprache statt. 

Leistungspunkte 5 LP = 150 Std. 
Arbeitsaufwand insgesamt 150 Stunden, davon 31,5 Stunden im Präsenzstudium (21 Lehreinheiten à 1,5 Stunden) 
Selbststudium 118,5 Stunden 
Studiensemester 1. Semester 
Dauer 1 Semester 

Kürzel M2 
Titel Economics of European Integration 
Modultyp Pflichtmodul 
Inhalte & Angestrebte 
Lernergebnisse  

Inhalt dieses Moduls sind die ökonomischen Vorteile, die sich die Mitgliedsländer durch die Zu-
gehörigkeit zum EU-Wirtschaftraum erschließen können. Es werden die europäische Integration, 
insbesondere die Grundfreiheiten des gemeinsamen Binnenmarktes, dahingehend betrachtet, in-
wieweit sie diese Vorteile realisieren und welche wirtschaftspolitischen Implikationen und Regel-
erfordernisse sie mit sich bringen. Im Einzelnen sind die Inhalte folgende: 

a. Essentielle Grundlagen der ökonomischen Motive und Effekte einer Außenhandelsliberalisie-
rung  

b. Essentielle Grundlagen der ökonomischen Motive und Effekte der Verwirklichung der vier 
Grundfreiheiten des Binnenmarktes  

c. Allokationseffekte der europäischen Integration (Erschließung von Skaleneffekten und kompa-
rativen Kostenvorteilen)  

d. Wachstumseffekte der europäischen Integration 
e. Ökonomische Analyse der EU-Wettbewerbs- und Beihilfenpolitik  
f. Ökonomische Analyse der EU-Außenhandelspolitik 
g. Ökonomische Grundlagen der Wirtschafts- und Währungsunion 

Anhang: Modulbeschreibungen 
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Angestrebte Lernergebnisse sind: 
a. Die europäische Integration als einen Prozess zu verstehen, der durch eine tiefe Integration der 

Märkte für Güter, Dienstleistungen, Arbeit und Kapital den wirtschaftlichen Akteuren (Kon-
sumenten, Arbeitnehmern, Unternehmen) in den Mitgliedstaaten weit reichende ökonomische 
Vorteile erschließt, aber auch vielfältige Anpassungszwänge mit sich bringt.  

b. Die Handlungsspielräume und -zwänge für die wirtschaftlichen Akteure zu erkennen, die beste-
hen, um die wirtschaftlichen Vorteile einer tiefen Integration zu nutzen.  

c. Ein Verständnis dafür zu entwickeln, dass der Integrationsprozess Institutionen und rechtlicher 
Regeln bedarf, um ein gesamtwirtschaftlich und gesellschaftlich optimales Ergebnis zu errei-
chen. 

d. Erwerb eines Gesamtüberblicks über die europäische Integration aus wirtschaftstheoretischer 
Perspektive. 

e. Erwerb der Fähigkeit, die ökonomischen Motive hinter rechtlichen Bestimmungen und der 
Rechtsprechung bezüglich des Integrationsprozesses zu verstehen.  

f. Erwerb der Fähigkeit, die ökonomische Zweckmäßigkeit rechtlicher Bestimmungen sowie der 
Rechtsprechung bezüglich des Integrationsprozesses beurteilen zu können.  

Lehrveranstaltungen 21 Lehreinheiten à 1,5 Std. (= 31,5 Stunden) 
Lehrformen Vorlesung mit integrierter Übung  
Unterrichtssprache Deutsch und/oder Englisch 
Formale Voraussetzungen 
für die Teilnahme 

Keine 

Modulprüfung  
- Rahmenvorgaben 

Die Modulprüfung findet entweder in Form einer Klausur, eines Referats, einer Hausarbeit oder 
als mündliche Prüfung statt. Die Prüfungsart wird zu Beginn der Veranstaltung bekannt gegeben. 
Die Prüfungen finden in der Unterrichtssprache statt. 

Leistungspunkte 5 LP = 150 Std. 
Arbeitsaufwand insgesamt 150 Stunden, davon 31,5 Stunden im Präsenzstudium (21 Lehreinheiten à 1,5 Stunden) 
Selbststudium 118,5 Stunden 
Studiensemester 1. Semester 
Dauer 1 Semester 

Kürzel M3/1 
Titel Modul: Arbeiten im internationalen Kontext 

Modulteil 1: Arbeitstechniken 
Modultyp Pflichtmodul 
Inhalte & Angestrebte 
Lernergebnisse 

Fallstudie zur Vermittlung folgender Arbeitstechniken:

1. Recherche: Benutzung europäischer Datenbanken 
2. Auswertung und Methoden
3. Anwendung: Europäische Vertragsgestaltung 

Anhand einer im europäischen Wirtschaftsrecht angesiedelten Fallstudie werden die folgenden 
Methoden und Fertigkeiten vermittelt: 
a. Fähigkeit zur zielführenden Benutzung juristischer und insbesondere europarechtlicher Daten-

banken (z.B. EUR-Lex, PreLex, OEIL, LexisNexis, Westlaw) 
b. vertieftes Verständnis von Gesetzgebungsprozessen in der Union, insbesondere im Hinblick auf 

die Beratung zu laufenden Gesetzgebungsverfahren 
c. Fähigkeit, das für einen konkreten Fall anwendbare Recht zu ermitteln 
d. Schärfung eines rechtsordnungsübergreifenden Bewusstseins 
e. Sensibilisierung für Spezifika der europarechtlichen Auslegung 
f. Fähigkeit zur Analyse von europäischen Gerichtsurteilen und zur Einordnung spezifisch euro-

parechtlicher Quellen (z.B. Plädoyers der Generalanwälte)  
g. Verständnis der besonderen Bedeutung des Case Law im Europarecht 
h. Argumentative Anwendung europarechtlicher Grundsätze 
i. Technik der Vertragsgestaltung  
j. Umsetzung in konkrete Arbeitsergebnisse in verschiedenen Aufgabenbereichen, z.B. Memos 

oder Schriftsätze 
Lehrveranstaltungen 10 Lehreinheiten à 1,5 Std. (=15 Stunden) 
Lehrformen Fallstudie 
Unterrichtssprache Deutsch und/oder Englisch 
Formale Voraussetzungen 
für die Teilnahme 

Keine 

Modulprüfung  
- Rahmenvorgaben 

Die Modulprüfung findet entweder in Form einer Klausur, eines Referats, einer Hausarbeit, einer 
Fallsimulation oder als mündliche Prüfung statt. Die Prüfungsart wird zu Beginn der Veranstal-
tung bekannt gegeben.  

Leistungspunkte 2,5 LP = 75 Stunden 
Arbeitsaufwand insgesamt 75 Stunden, davon 15 Std. Präsenzstudium 
Selbststudium 60 Stunden 
Studiensemester 1. Studiensemester 
Dauer 1 Semester 
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Kürzel M3/2 
Titel Modul: Arbeiten im internationalen Kontext 

Modulteil 2: Verhandlungsführung 
Modultyp Pflichtmodul 
Inhalte & Angestrebte 
Lernergebnisse 

1. Verhandeln: Strategien, Rhetorik  
2. Verhandeln im Prozess: Übung 
3. Verhandeln im Geschäftsverkehr: Übung 

Angestrebte Lernergebnisse sind das erfolgreiche und zielgerichtete Vertreten von Mandanten- 
bzw. Kundeninteressen in Verhandlungen durch Erwerb der folgenden Fähigkeiten: 

a. Erarbeitung effektiver Verhandlungsstrategien 
b. Stärkung rhetorischer Kompetenzen 
c. Routinierte Bewältigung von Standardverhandlungssituationen 
d. Anwendung der erworbenen Fähigkeiten in zwei besonders bedeutsamen Bereichen: 

Führen von gerichtlichen und außergerichtlichen Vergleichsverhandlungen 
Verhandlungen im Geschäftsverkehr 

Lehrveranstaltungen 10 Lehreinheiten à 1,5 Std. (=15 Stunden) 
Lehrformen Vorlesung mit integrierter Übung 
Unterrichtssprache Deutsch und/oder Englisch 
Formale Voraussetzungen 
für die Teilnahme 

Keine 

Modulprüfung  
- Rahmenvorgaben 

Die Modulprüfung findet entweder in Form einer Klausur, eines Referats, einer Hausarbeit, einer 
Fallsimulation oder als mündliche Prüfung statt. Die Prüfungsart wird zu Beginn der Veranstal-
tung bekannt gegeben.  

Leistungspunkte 2,5 LP = 75 Stunden 
Arbeitsaufwand insgesamt 75 Stunden, davon 15 Std. Präsenzstudium 
Selbststudium 60 Stunden 
Studiensemester 2. Studiensemester 
Dauer 1 Semester 

Kürzel M4/1 
Titel Modul: Wettbewerb 

Modulteil 1: Schutz des Wettbewerbs vor Beschränkungen 
Modultyp Pflichtmodul 
Inhalte & Angestrebte 
Lernergebnisse 

Inhalt dieses Modulteils sind die Rahmenbedingungen, unter denen Unternehmen grenzüber-
schreitend auf den jeweils relevanten Märkten agieren. Es geht dabei um die Erörterung der 
Grundlagen des gemeinschaftlichen Systems „unverfälschten Wettbewerbs“ als Grundlage des 
Binnenmarkts, insbesondere um die unterschiedlichen Ausprägungen von Wettbewerbsbeschrän-
kungen und -verfälschungen durch Unternehmen und staatliche Stellen. Im Einzelnen werden 
behandelt: 
a. Die wirtschaftliche Funktion von Marktöffnung und Wettbewerb im Binnenmarkt und die 

Funktionsweise von Wettbewerbsmärkten 
b. Das wettbewerbspolitische Leitbild der Gemeinschaft 
c. Das Kartellverbot, incl. Kartellverfahren 
d. Das Verbot des Missbrauchs einer marktbeherrschenden Stellung 
e. Die Kontrolle von Unternehmenszusammenschlüssen, inkl. Verfahren 
f.  Die Beihilfenkontrolle, inkl. Verfahren  
g. Die Vorgaben für öffentliche Beschaffungsmärkte (Vergaberecht) 
h. Die internationalen Aspekte des EU-Wettbewerbssystems 

Angestrebte Lernergebnisse sind: 
a. Erwerb vertieften Verständnisses für die Bedeutung des Wettbewerbs im Binnenmarkt, d.h. für 

den „Grundsatz einer offenen Marktwirtschaft mit freiem Wettbewerb“ 
b. Kenntnisse der wichtigsten Strategien, die den Unternehmen und den Regierungen zur Verfü-

gung stehen, um den Wettbewerb zu beschränken oder zu verfälschen 
c. Kenntnisse der für Unternehmen geltenden Wettbewerbsregeln (Kartellverbot, Verbot der 

missbräuchlichen Ausnutzung einer marktbeherrschenden Stellung, Verbot wettbewerbswidri-
ger Unternehmenszusammenschlüsse), einschließlich der jeweiligen Verfahrensregeln 

d. Verständnis der Rolle, wettbewerblichen Wirkung und Kontrolle von Subventionen (Beihilfen) 
e. Verständnis der wettbewerblichen Aspekte des öffentlichen Vergabewesens und seiner Bedeu-

tung für Unternehmen 
f. Fähigkeit, die erworbenen Kenntnisse auf praktische Fallkonstellationen bei der Identifizierung 

der wettbewerbsrechtlichen Möglichkeiten und Grenzen von Unternehmenstransaktionen sowie 
bei der Mitarbeit an der Lösung praktischer unternehmerischer Planungsaufgaben anzuwenden 

g. Erwerb der Fähigkeit zur selbstständigen Verarbeitung der künftigen Entwicklung der wettbe-
werbsrechtlichen Gesetzgebung und Rechtsprechung. 

h. Kenntnisse der internationalen Mechanismen zur Bekämpfung von Wettbewerbsbeschränkun-
gen (extraterritoriale Anwendung der Wettbewerbsregeln mit Ausblick auf die Beihilfenkontrol-
le im Rahmen des WTO-Antisubventionskodex) 
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Lehrveranstaltungen 14 Lehreinheiten à 1,5 Std. (= 21 Stunden) 
Lehrformen Vorlesung mit integrierter Übung 
Unterrichtssprache Deutsch und/oder Englisch 
Formale Voraussetzungen 
für die Teilnahme 

Keine 

Modulprüfung  
- Rahmenvorgaben 

Die Modulprüfung findet entweder in Form einer Klausur, eines Referats, einer Hausarbeit oder 
als mündliche Prüfung statt. Die Prüfungsart wird zu Beginn der Veranstaltung bekannt gegeben. 
Die Prüfungen finden in der Unterrichtssprache statt. 

Leistungspunkte 3,5 LP = 105 Std. 
Arbeitsaufwand insgesamt 105 Stunden, davon 21 Std. Präsenzstudium 
Selbststudium 84 Stunden 
Studiensemester 2. Studiensemester 
Dauer 1 Semester 

Kürzel M4/2 
Titel Modul: Wettbewerb 

Modulteil 2: Schutz geistigen Eigentums 
Modultyp Pflichtmodul 
Inhalte & Angestrebte 
Lernergebnisse 

Inhalt dieses Moduls ist der für Unternehmen bedeutsame Schutz von Innovationen (insbesondere 
Erfindungen), von geistigen Schöpfungen und Leistungen (insbesondere urheberrechtlich ge-
schützten Werken) und von Investitionen in den Ruf des Unternehmens (insbesondere den Mar-
kenschutz). Die Rechtsordnung räumt den Unternehmen bestimmte Ausschließlichkeitsrechte 
ein, die in einem Spannungsverhältnis zum Wettbewerbssystem stehen. Im Einzelnen werden be-
handelt: 

a. Kennzeichenschutz (Grundzüge des Markenrechts, gemeinschaftsrechtliche Entwicklung) 
b. Erfindungsschutz (Grundzüge des Patentrechts, gemeinschaftsrechtliche Entwicklung) 
c. Urheberschutz (Grundzüge und gemeinschaftsrechtliche Entwicklung) 
d. Verfahrensrechtliche Aspekte der Durchsetzung von Schutzrechten 
e. Gewerblicher Rechtsschutz und Warenverkehrsfreiheit 
f. Gewerbliche Schutzrechte und Wettbewerbsregeln  
g. Internationale Aspekte von Schutzrechten (TRIPS) 

Angestrebte Lernergebnisse und Kompetenzen sind: 
a. Kenntnis der grundlegenden Bedeutung gewerblicher Schutzrechte und Urheberrechte für die 

Unternehmen 
b. Verständnis für die ökonomischen Grundlagen des Schutzes geistigen Eigentums 
c. Kenntnis der unterschiedlichen Schutzrichtungen und Ausprägungen des Schutzes geistigen 

Eigentums 
d. Kenntnis der Regelungsstrukturen im Bereich der geistigen Eigentumsrechte 
e. Verständnis des Spannungsverhältnisses zwischen nationaler Gesetzgebung und Marktöffnung 

(im Binnenmarkt sowie in der WTO) 
f. Verständnis des Spannungsverhältnisses zwischen Ausschließlichkeitsrechten und Wettbewerb 
g. Kenntnis der sekundärrechtlichen Gesetzgebung der Gemeinschaft 
h. Kenntnis der verfahrensrechtlichen Durchsetzungsmodalitäten von Schutzrechten 
i. Erwerb der Fähigkeit, die erworbenen Kenntnisse auf praktische Fallkonstellationen bei der 

Identifizierung gewerblicher Schutzrechtsprobleme bei der praktischen Planung von Unter-
nehmensstrategien sowie bei der Mitarbeit bei Werbemaßnahmen und Produktgestaltung an-
zuwenden 

j. Erwerb der Fähigkeit zur selbstständigen Verarbeitung der künftigen Entwicklung der ein-
schlägigen Praxis, Gesetzgebung und Rechtsprechung 

Lehrveranstaltungen 6 Lehreinheiten à 1,5 Std. (= 9 Stunden) 
Lehrformen Vorlesung mit integrierter Übung 
Unterrichtssprache Deutsch und/oder Englisch 
Formale Voraussetzungen 
für die Teilnahme 

Keine 

Modulprüfung  
- Rahmenvorgaben 

Die Modulprüfung findet entweder in Form einer Klausur, eines Referats, einer Hausarbeit oder 
als mündliche Prüfung statt. Die Prüfungsart wird zu Beginn der Veranstaltung bekannt gegeben. 
Die Prüfungen finden in der Unterrichtssprache statt. 

Leistungspunkte 1,5 LP = 45 Std. 
Arbeitsaufwand insgesamt 45 Stunden, davon 9 Std. Präsenzstudium 
Selbststudium 36 Stunden 
Studiensemester 2. Studiensemester 
Dauer 1 Semester 
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Kürzel M5/1 
Titel Modul: Unternehmensorganisation und Arbeitsbeziehungen 

Modulteil 1: Europäisches Gesellschaftsrecht 
Modultyp Pflichtmodul 
Inhalte & Angestrebte 
Lernergebnisse 

Inhalt dieses Moduls sind die gesellschaftsrechtlichen Aspekte der Organisation von Unterneh-
men. Die rechtlichen Aspekte umfassen sowohl einen rechtsvergleichenden Überblick über die 
wichtigsten Gesellschaftsformen in den drei maßgeblichen Gesellschaftsrechtsordnungen 
Deutschlands, Frankreichs und Englands als auch die umfangreichen legislativen Aktivitäten der 
EU im Bereich der Gesellschaftsrechtsangleichung und der Schaffung supranationaler Gesell-
schaftsformen. Im Einzelnen werden behandelt: 

a. Vergleichender Überblick über das Personen- und Kapitalgesellschaftsrecht in den Mitglied-
staaten der EU am Beispiel Deutschlands, Frankreichs und Englands 

b. Gesellschaftsrechtsangleichung in der EU (Richtlinien) 
c. Supranationale Gesellschaftsformen in der EU (EWIV/SE) 
d. Internationales Gesellschaftsrecht (Kollisionsrecht) 
e. Niederlassungsfreiheit von Gesellschaften  

Angestrebte Lernergebnisse sind: 
a. Verständnis der wirtschaftlichen Determinanten der Organisation von Unternehmen 
b. Verständnis der unterschiedlichen Rechtsformen, in denen sich Unternehmen in der EU orga-

nisieren können 
c. Erfassung der unterschiedlichen Grundstrukturen der drei wichtigsten Gesellschaftsrechtsord-

nungen in Europa (Deutschland, Frankreich, England) 
d. Verständnis der Bedeutung der gesellschaftsrechtlichen Legislativakte der EU 
e. Verständnis der Probleme grenzüberschreitender Umstrukturierung von gesellschaftsrechtlich 

organisierten Unternehmen im Licht der Niederlassungsfreiheit und des Internationalen Ge-
sellschaftsrechts (Kollisionsrechts)  

f. Erwerb der Fähigkeit, die erworbenen Kenntnisse auf praktische Fallkonstellationen bei der 
Identifizierung optimaler Organisationsformen für Unternehmen sowie bei der Mitarbeit bei 
der Unternehmensorganisation anzuwenden 

g. Erwerb der Fähigkeit zur selbstständigen Verarbeitung der künftigen Entwicklung der ein-
schlägigen Gesetzgebung und Rechtsprechung 

Lehrveranstaltungen 10 Lehreinheiten à 1,5 Std. (= 15 Stunden) 
Lehrformen Vorlesung mit integrierter Übung 
Unterrichtssprache Deutsch und/oder Englisch 
Formale Voraussetzungen 
für die Teilnahme 

Keine 

Modulprüfung  
- Rahmenvorgaben 

Die Modulprüfung findet entweder in Form einer Klausur, eines Referats, einer Hausarbeit oder 
als mündliche Prüfung statt. Die Prüfungsart wird zu Beginn der Veranstaltung bekannt gegeben. 
Die Prüfungen finden in der Unterrichtssprache statt. 

Leistungspunkte 2,5 LP = 75 Std. 
Arbeitsaufwand insgesamt 75 Std., davon 15 Std. Präsenzstudium 
Selbststudium 60 Std. 
Studiensemester 2. Studiensemester 
Dauer 1 Semester 

Kürzel M5/2 
Titel Modul: Unternehmensorganisation und Arbeitsbeziehungen 

Modulteil 2: Europäisches Arbeits- und Sozialrecht 
Modultyp Pflichtmodul 
Inhalte & Angestrebte 
Lernergebnisse 

Die arbeits- und sozialrechtlichen Regelungen, die für Stellung der Arbeitnehmer im Gemeinsa-
men Markt und für das Verhalten von Unternehmen gegenüber den Arbeitnehmern bestimmend 
sind. Im Einzelnen werden behandelt:  

Auswirkungen des Unionsrechts auf das Individualarbeitsrecht 
Auswirkungen des Unionsrechts auf das Kollektivarbeitsrecht 
Auswirkungen des EU-Arbeitsrechts auf die Umstrukturierung von Unternehmen 
Sozialrechtliche Absicherung der Arbeitnehmerfreizügigkeit 

Angestrebte Lernergebnisse und Kompetenzen sind vertiefte Kenntnisse in den drei folgenden 
Problemkreisen: 
a. Gemeinschaftsrechtliche Fragen im Zusammenhang mit der Anwerbung und Beschäftigung aus-

ländischer Arbeitskräfte 
b. Überlagerung des nationalen Arbeitsrechts durch Normen des europäischen Arbeitsrechts 
c. Spannungsverhältnis zwischen dem nationalen Arbeits- und Sozialrecht einerseits und Normen 

des Unionsrechts, die die wirtschaftliche Betätigungsfreiheit schützen, andererseits 
d. Entwicklung eines Problembewusstseins in Bezug auf die arbeits- und sozialrechtlichen Dimen-

sion unternehmerischen Handelns in der EU 
e. Anwendung des Europäischen Arbeits- und Sozialrechts auf typische Fallkonstellationen in der 

Praxis 
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f. Anwendung der erworbenen Kenntnisse auf praktische Fallkonstellationen bei  
g. Der Identifizierung der Möglichkeiten und Grenzen der Gestaltung von Arbeitsbeziehungen  
h. Der Mitarbeit in Unternehmen, Verbänden, Gewerkschaften, Parteien  
i. Selbstständige Verarbeitung der künftigen Entwicklung der einschlägigen Praxis, Gesetzgebung 

und Rechtsprechung 
Lehrveranstaltungen 6 Lehreinheiten à 1,5 Std. (= 9 Stunden) 
Lehrformen Vorlesung mit integrierter Übung 
Unterrichtssprache Deutsch und/oder Englisch 
Formale Voraussetzungen 
für die Teilnahme 

Keine 

Modulprüfung  
- Rahmenvorgaben 

Die Modulprüfung findet entweder in Form einer Klausur, eines Referats, einer Hausarbeit oder 
als mündliche Prüfung statt. Die Prüfungsart wird zu Beginn der Veranstaltung bekannt gegeben. 
Die Prüfungen finden in der Unterrichtssprache statt. 

Leistungspunkte 1,5 LP = 45 Std. 
Arbeitsaufwand insgesamt 45 Std., davon 9 Std. Präsenzstudium 
Selbststudium 36 Std. 
Studiensemester 2. Studiensemester 
Dauer 1 Semester 

Kürzel M5/3 
Titel Modul: Unternehmensorganisation und Arbeitsbeziehungen 

Modulteil 3: Compliance 
Modultyp Pflichtmodul 
Inhalte & Angestrebte 
Lernergebnisse 

Überblick über die zivil-, ordnungswidrigkeitenrechtlichen und strafrechtlichen Haftungsrisiken, 
die den Unternehmen aus Verstößen gegen wirtschaftsrechtliche Regulierungen entstehen kön-
nen, sowie deren organisatorische Bewältigung  
a. Rechtliche Grundlagen (OWiG, Gesellschaftsrecht, Code of Conduct) 
b. Compliancemanagementsystem (CMS) gemäß Prüfungsstandard PS 980 des IDW (Institut der 

Wirtschaftsprüfer): 
c. Compliancekultur 
d. Complianceziele 
e. Compliancerisiken 
f. Complianceprogramm 
g. Complianceorganisation 
h. Compliancekommunikation und –information 
i. Complianceüberwachung und –verbesserung 
j. Anwendungsbeispiele aus den Bereichen Antikorruptionsrecht und Kartellrecht 
k. Rechtliche und praktische Probleme des Whistleblowing 
l. Kartellrechtliche Kronzeugenregelung 

Angestrebte Lernergebnisse sind: 
a. Vertiefte Kenntnisse der rechtlichen und praktischen Gefahren von Regelverstößen durch Un-

ternehmen 
b. Kenntnis grundlegender Verhaltensregeln (Codes of Conduct) 
c. Compliance als Managementaufgabe 
d. Befähigung zur Entwicklung von präventiven Strategien  
e. Befähigung zur Motivation von Mitarbeitern, sich regelkonform zu verhalten 
f. Befähigung zur angemessenen Sanktionierung von Fehlverhalten 

Lehrveranstaltungen 4 Lehreinheiten à 1,5 Std. (= 6 Stunden) 
Lehrformen Vorlesung mit integrierter Übung  
Unterrichtssprache Deutsch und/oder Englisch 
Formale Voraussetzungen 
für die Teilnahme 

Keine 

Modulprüfung  
- Rahmenvorgaben 

Die Modulprüfung findet entweder in Form einer Klausur, eines Referats, einer Hausarbeit oder 
als mündliche Prüfung statt. Die Prüfungsart wird zu Beginn der Veranstaltung bekannt gegeben. 
Die Prüfungen finden in der Unterrichtssprache statt. 

Leistungspunkte 1 LP = 30 Std. 
Arbeitsaufwand insgesamt 30 Std., davon 6 Std. Präsenzstudium 
Selbststudium 24 Std. 
Studiensemester 2. Studiensemester 
Dauer 1 Semester 
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Kürzel M6 
Titel Legal English 
Modultyp Pflichtmodul 
Inhalte & Angestrebte 
Lernergebnisse 

Inhalte des Moduls sind: 
1. Introduction to Common Law 

3 Lehreinheiten
2. Case studies for practitioners: Europarechtliche Leitentscheidungen 

 8 Lehreinheiten 
3. Legal Writing & Business Correspondence 

“Toolbox” für juristisches Übersetzen 
Formalien von Schriftsätzen und Schreiben im englischsprachigen Raum 
 8,5 Lehreinheiten 

Angestrebte Lernergebnisse sind: 
a. Grundverständnis des Common Law als einer das Europarecht mitprägenden Rechtstradition 
b. Erwerb eines vertieften Verständnisses des Unionsrechts durch vorlesungsbegleitendes Studium 

europarechtlicher Leitentscheidungen in englischer Sprache 
c. Bewusstsein für die Probleme juristischen Übersetzens, insbesondere von Fachbegriffen, und 

Erlernen von Lösungsstrategien 
d. Erarbeiten von Übersetzungsmethoden, die auf verschiedene berufliche Übersetzungsarbeiten 

übertragbar sind 
e. Stärkung der mündlichen Kommunikation in der Fremdsprache 
f. Befähigung zum Verfassen englischsprachiger Schriftsätze im juristischen wie im geschäftlichen 

Bereich 
g. erste Vorbereitung auf eventuell geplante Fachsprachenprüfungen (z.B. ILEC) 

Lehrveranstaltungen 19,5 Lehreinheiten à 1,5 Std. (= 29,25 Stunden) 
Lehrformen Vorlesung mit integrierter Übung 
Unterrichtssprache Englisch 
Formale Voraussetzungen 
für die Teilnahme 

Keine 

Modulprüfung  
- Rahmenvorgaben 

Die Modulprüfung findet entweder in Form einer Klausur, eines Referats, einer Hausarbeit, einer 
Fallsimulation oder als mündliche Prüfung statt. Die Prüfungsart wird zu Beginn der Veranstal-
tung bekannt gegeben.  

Leistungspunkte 5 LP = 150 Std. 
Arbeitsaufwand insgesamt 150 Std., davon 29,25 Std. Präsenzstudium 
Selbststudium 120,75 Std. 
Studiensemester 1. und 2. Studiensemester 
Dauer 2 Semester 

Kürzel M7/1 
Titel Modul: Finanzen und Steuern 

Modulteil 1: Europäische und internationale Kapitalmärkte 
Modultyp Wahlpflichtmodul 
Inhalte & Angestrebte 
Lernergebnisse 

Inhalt dieses Modulteils sind die vielfältigen Ausprägungen der Finanzierung von Unternehmen. 
Dabei werden die wirtschaftliche Bedeutung und die wesentlichen Regelungsstrukturen der euro-
päischen und internationalen Kapitalmärkte beleuchtet.  

Angestrebte Lernergebnisse sind: 
a. Verständnis der wirtschaftlichen Grundlagen der Unternehmensfinanzierung über Kapitalmärkte 
b. Verständnis der wirtschaftlichen Funktionsweise von Kapitalmärkten einschließlich der Rolle 

von Finanzintermediären 
c. Kenntnis der Rechtsformen der Unternehmensfinanzierung 
d. Kenntnis der rechtlichen Instrumente zur Integration der Kapitalmärkte in der EU (Kapital-

verkehrsfreiheit, kapitalmarktrechtliche Legislativakte der EU) 
e. Anwendung der erworbenen Kenntnisse auf praktische Fallkonstellationen  
f. Selbstständige Verarbeitung der künftigen Entwicklung der einschlägigen Praxis, Gesetzgebung 

und Rechtsprechung 
Lehrveranstaltungen 8 Lehreinheiten à 1,5 Std. (= 12 Stunden) 
Lehrformen Vorlesung mit integrierter Übung 
Unterrichtssprache Deutsch und/oder Englisch 
Formale Voraussetzungen 
für die Teilnahme 

Erfolgreicher Abschluss der für das erste und zweite Studiensemester vorgesehenen Module 

Modulprüfung  
- Rahmenvorgaben 

Die Modulprüfung findet entweder in Form einer Klausur, eines Referats, einer Hausarbeit oder 
als mündliche Prüfung statt. Die Prüfungsart wird zu Beginn der Veranstaltung bekannt gegeben. 
Die Prüfungen finden in der Unterrichtssprache statt. 

Leistungspunkte 1,875 LP = 56,25 Std. 
Arbeitsaufwand insgesamt 56,25 Std., davon 12 Std. Präsenzstudium 
Selbststudium 44,25 Std. 
Studiensemester 3. Studiensemester 
Dauer 1 Semester 
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Kürzel M7/2 
Titel Modul: Finanzen und Steuern 

Modulteil 2: Rechnungslegung 
Modultyp Wahlpflichtmodul 
Inhalte & Angestrebte 
Lernergebnisse 

Inhalt dieses Modulteils ist die Vermittlung von Grundkenntnissen des für Unternehmen maß-
geblichen Rechnungslegungsrechts, das durch umfangreiche Rechtsangleichungsmaßnahmen der 
EU gekennzeichnet ist. Dabei geht es sowohl um den Aufbau und Inhalt der von Unternehmen zu 
erstellenden Rechnungsunterlagen als auch um deren Prüfung und Publizität. Insbesondere wer-
den folgende Aspekte der Rechnungslegung behandelt: 

a. Bilanz (Bedeutung, Inhalt, Bewertungsgrundätze) 
b. Gewinn- und Verlustrechnung (Bedeutung, Inhalt) 
c. Anhang und Lagebericht (Bedeutung, Inhalt) 
d. Europäische Rechnungslegungsvorschriften (Bilanzrichtlinien) 
e. Europäische Rechnungsprüfungsvorschriften 
f. Publizität 
g. Konzernrechnungslegung 
h. Internationalisierung der Rechnungslegungsstandards (IFRS) 

Lehrveranstaltungen 8 Lehreinheiten à 1,5 Std. (= 12 Stunden) 
Lehrformen Vorlesung mit integrierter Übung 
Unterrichtssprache Deutsch und/oder Englisch 
Formale Voraussetzungen 
für die Teilnahme 

Erfolgreicher Abschluss der für das erste und zweite Studiensemester vorgesehenen Module 

Modulprüfung  
- Rahmenvorgaben 

Die Modulprüfung findet entweder in Form einer Klausur, eines Referats, einer Hausarbeit oder 
als mündliche Prüfung statt. Die Prüfungsart wird zu Beginn der Veranstaltung bekannt gegeben. 
Die Prüfungen finden in der Unterrichtssprache statt. 

Leistungspunkte 1,875 LP = 56,25 Std. 
Arbeitsaufwand insgesamt 56,25 Std., davon 12 Std. Präsenzstudium 
Selbststudium 44,25 Std. 
Studiensemester 3. Studiensemester 
Dauer 1 Semester 

Kürzel M7/3 
Titel Modul: Finanzen und Steuern 

Modulteil 3: Insolvenzrecht 
Modultyp Wahlpflichtmodul 
Inhalte & Angestrebte 
Lernergebnisse 

In diesem Modulteil wir das Ausscheiden von Unternehmen aus dem Markt aufgrund ihrer Über-
schuldung oder Zahlungsunfähigkeit Illiquidität (Konkurs, Insolvenz) ebenso erörtert wie etwaige 
Rettungsmöglichkeiten im Wege einer Sanierung. Dabei ist sowohl auf die insolvenzrechtlichen 
Probleme im engeren Sinne einzugehen als auch auf die relevanten Aspekte des Gesellschaftsrecht 
und des Rechnungslegungsrechts. Besonderes Augenmerk ist dabei auf die Europäische Insol-
venzverordnung der EU zu legen. Im Einzelnen werden erörtert: 

a. Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
- Eröffnungsgründe 
- Eröffnungsantrag (Antragspflicht/Antragsrecht) 
- Haftung für Antragsverzögerung 
- Zuständigkeit des Insolvenzgerichts (incl. EuInsVO) 

b. Stellung des Insolvenzverwalters 
c. Insolvenzplan 
d. Wirkungen der Eröffnung (auch international) 
e. Maßnahmen zur Sicherung der Konkursmasse 
f. Insolvenzanfechtung, Aussonderung, Absonderung 
g. Verteilung der Masse (Rangfolge der Forderungen) 
h. Beendigung des Verfahrens 
i. Restschuldbefreiung 
j. Sanierung als Alternative zur Insolvenz 

Angestrebte Lernergebnisse sind: 
Verständnis der wirtschaftlichen Grundlagen einer Unternehmenskrise 
Verständnis der alternativen Ansätze für die Auslösung der Insolvenz)  
Verständnis der Alternative Insolvenz/Sanierung 
Kenntnis des Ablaufs eines Insolvenzverfahrens 
Kenntnis der Haftungsrisiken für Geschäftsführer 
Kenntnis der unterschiedlichen Risikobehaftung von Forderungen 
Kenntnis der internationalen Aspekte im Rahmen der EU 
Anwendung der erworbenen Kenntnisse auf praktische Fallkonstellationen
Selbständige Verarbeitung der künftigen Entwicklung der einschlägigen Praxis, Gesetzgebung 
und Rechtsprechung
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Lehrveranstaltungen 8 Lehreinheiten à 1,5 Std. (= 12 Stunden) 
Lehrformen Vorlesung mit integrierter Übung  
Unterrichtssprache Deutsch und/oder Englisch 
Formale Voraussetzungen 
für die Teilnahme 

Erfolgreicher Abschluss der für das erste und zweite Studiensemester vorgesehenen Module 

Modulprüfung  
- Rahmenvorgaben 

Die Modulprüfung findet entweder in Form einer Klausur, eines Referats, einer Hausarbeit oder 
als mündliche Prüfung statt. Die Prüfungsart wird zu Beginn der Veranstaltung bekannt gegeben. 
Die Prüfungen finden in der Unterrichtssprache statt. 

Leistungspunkte 1,875 LP = 56,25 Std. 
Arbeitsaufwand insgesamt 56,25 Std., davon 12 Std. Präsenzstudium 
Selbststudium 44,25 Std. 
Studiensemester 3. Studiensemester 
Dauer 1 Semester 

Kürzel M7/4 
Titel Modul: Finanzen und Steuern 

Modulteil 4: Besteuerung von Unternehmen 
Modultyp Wahlpflichtmodul 
Inhalte & Angestrebte 
Lernergebnisse 

Inhalt dieses Modulteils sind die steuerlichen Aspekte der Unternehmensorganisation und der 
Unternehmenstätigkeiten. Die Grundlagen der Unternehmensbesteuerung werden erörtert sowie 
der Einfluss von Steuern auf die Wahl des Standorts und der Rechtsform von Unternehmen bzw. 
der Rechtsform für ihre Transaktionen. Im Einzelnen werden behandelt: 

a. Grundlagen der Besteuerung von Unternehmen (Ertragsbesteuerung, Umsatzsteuer) 
b. Betriebswirtschaftliche Steuerlehre 
c. Internationale (außensteuerrechtliche) Aspekte der Ertragsbesteuerung von Unternehmen 
d. Umsatzsteuer bei grenzüberschreitenden Transaktionen 
e. Einfluss des Europäischen Primärrechts auf die Unternehmensbesteuerung 
f. Sekundärrechtliche Grundlagen des Europäischen Steuerrechts (Ertragsteuern, Umsatzsteuer) 

Angestrebte Lernergebnisse sind: 
a. Kenntnis der steuerlichen Grundbegriffe und Regelungsstrukturen 
b. Verständnis der Bedeutung von Steuern für die betriebswirtschaftliche Organisation und die 

Wahl der Rechtsform sowie des Standorts von Unternehmen  
c. Kenntnis der steuerlichen Konsequenzen internationaler Unternehmensaktivitäten (sowohl be-

züglich grenzüberschreitender Direktinvestitionen als auch für grenzüberschreitende Vertrags-
beziehungen) 

d. Verständnis der Bedeutung des EU-Primärrechts für die Besteuerung von Unternehmen 
e. Kenntnisse des sekundär-unionsrechtlichen Steuerrechts (Richtlinien) 
f. Erwerb der Fähigkeit, die erworbenen Kenntnisse auf praktische Fallkonstellationen bei der 

Identifizierung steuerlicher Unternehmensstrategien sowie bei der Mitarbeit bei der steuerli-
chen Gestaltung von Unternehmenstransaktionen anzuwenden  

g. Erwerb der Fähigkeit zur selbstständigen Verarbeitung der künftigen Entwicklung der ein-
schlägigen Praxis, Gesetzgebung und Rechtsprechung 

Lehrveranstaltungen 8 Lehreinheiten à 1,5 Std. (= 12 Stunden) 
Lehrformen Vorlesung mit integrierter Übung 
Unterrichtssprache Deutsch und/oder Englisch 
Formale Voraussetzungen 
für die Teilnahme 

Erfolgreicher Abschluss der für das erste und zweite Studiensemester vorgesehenen Module 

Modulprüfung  
- Rahmenvorgaben 

Die Modulprüfung findet entweder in Form einer Klausur, eines Referats, einer Hausarbeit oder 
als mündliche Prüfung statt. Die Prüfungsart wird zu Beginn der Veranstaltung bekannt gegeben. 
Die Prüfungen finden in der Unterrichtssprache statt. 

Leistungspunkte 1,875 LP = 56,25 Std. 
Arbeitsaufwand insgesamt 56,25 Std., davon 12 Std. Präsenzstudium 
Selbststudium 44,25 Std. 
Studiensemester 3. Studiensemester 
Dauer 1 Semester 
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Kürzel M8 
Titel Regulieren und Verwalten 
Modultyp Wahlpflichtmodul 
Inhalte & Angestrebte 
Lernergebnisse 

Das Modul behandelt zwei getrennte, aber sowohl rechtspolitisch als auch normierungsstrukturell 
interdependente Bereiche: Regulieren und Verwalten in Europa. Im Bereich der Regulierung sol-
len deren Sinn, Zweck und Grenzen (in Abgrenzung zur Deregulierung) entfaltet und anhand spe-
zifischer Sektoren des europäischen Regulierungsrechts exemplifiziert werden. Im Bereich des 
Verwaltens werden zunächst die Infrastrukturen des administrativen Rechtsvollzugs in der Union 
vorgestellt und sodann an den Parametern der Verwaltungseffizienz, der rechtsstaatlichen Bin-
dung, des Rechts auf eine gute Verwaltung und den notwendigen Infrastrukturen zur inneruniona-
len Verwaltungskooperation gemessen. Im Einzelnen behandelt werden: 

a. die konzeptionellen Divergenzen von „Regulierung v. Deregulierung“ respektive Privatisierung, 
insbesondere an den Beispielen des Kapitalmarktes und des Energiesektors 

b. Ausgewählte Felder europäischer Regulierung: 
Kapitalmarkt 
Energiesektor 
Telekommunikation 
Verkehr 
Transeuropäische Netze 

c. der Vollzug des Unionsrechts durch die Mitgliedstaaten 
d. Verwaltungsverfahren (bspw. Kartellverfahren, weitere praktisch relevante Beispiele) 
e. Verwaltungskooperation, insbesondere Rolle der Agenturen 
f.  Verwaltungsvereinfachung („one-stop-government“, einheitlicher Ansprechpartner) und deren 

rechtsstaatliche Einhegung 
g. Recht auf eine gute Verwaltung  

Angestrebte Lernergebnisse sind: 
a. Verständnis der wirtschaftlichen, sozialen und wettbewerbsbezüglichen Determinanten von Re-

gulierung und Deregulierung 
b. Verständnis der unterschiedlichen Rechtsformen und Rechtsakte, derer sich die EU für ihr re-

gulierendes und verwaltendes Tätigwerden bedient 
c. Erfassung der Grundstrukturen und der wesentlichen Inhalte des Regulierungs- und Verwal-

tungssystems im europäischen Mehrebenenverbund  
d. Fähigkeit zur kritischen Lektüre, Analyse und Umsetzung der relevanten EU-

Rechtsetzungsakte 
e. Fähigkeit zur Übertragung der erworbenen Fähigkeiten auf praktische Fallgestaltungen  
f. Fähigkeit zur selbständigen Verarbeitung künftiger Rechtssetzung und Rechtsgestaltung auf 

den Gebieten von Regulierung, Verwaltung und Verwaltungskooperation  
Lehrveranstaltungen 32 Lehreinheiten à 1,5 Std. (= 48 Stunden) 
Lehrformen Vorlesung mit integrierter Übung 
Unterrichtssprache Deutsch und/oder Englisch 
Formale Voraussetzungen 
für die Teilnahme 

Erfolgreicher Abschluss der für das erste und zweite Studiensemester vorgesehenen Module 

Modulprüfung  
- Rahmenvorgaben 

Die Modulprüfung findet entweder in Form einer Klausur, eines Referats, einer Hausarbeit oder 
als mündliche Prüfung statt. Die Prüfungsart wird zu Beginn der Veranstaltung bekannt gegeben. 
Die Prüfungen finden in der Unterrichtssprache statt. 

Leistungspunkte 7,5 LP = 225 Std. 
Arbeitsaufwand insgesamt 225 Std., davon 48 Std. Präsenzstudium 
Selbststudium 177 Std. 
Studiensemester 3. Studiensemester 
Dauer 1 Semester 

Kürzel M9 
Titel Streitbeilegung 
Modultyp Wahlpflichtmodul 
Inhalte & Angestrebte 
Lernergebnisse 

Das Modul richtet sich vornehmlich an Studierende, die in einem grundständigen Studium bereits 
prozessrechtliche Grundkenntnisse erworben haben, nicht notwendig sind allerdings Kenntnisse 
im deutschen Zivilprozessrecht. Studierende, die keine prozessrechtlichen Grundkenntnisse besit-
zen, erhalten die Möglichkeit zum vorbereitenden Selbststudium durch geeignete Materialien. 
Hiervon ausgehend sollen sodann das Verständnis für die Rolle des Verfahrensrechts im Verhält-
nis zum materiellen Recht vertieft und die wesentlichen Eckpunkte des Zivilprozessrechts für die 
wirtschaftsjuristische Tätigkeit herausgearbeitet werden. Dabei wird die streitige Erledigung von 
Konflikten vor staatlichen Gerichten nur als eine Möglichkeit neben verschiedenen anderen be-
leuchtet. Ein Schwerpunkt wird zudem auf die Einbeziehung des europäischen Prozessrechts ge-
legt.  

1. Teil: „Prozessuale Konfliktlösung“ 
a. Einführung: Konflikte und Konfliktstrukturen  innerhalb der Fallstudien – s. u. 
b. Überblick über das zivilprozessuale Erkenntnisverfahren 
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c. Vertiefung: Typische prozessuale Situationen (insbesondere: Widerklage, Klagehäufung und 
Klageänderung, Versäumnisurteil, Urkunden- und Wechselprozess, Mahnverfahren, prozessua-
le Aufrechnung, Grundzüge des Vollstreckungsrechts) Rechtsvergleichende Bezüge 

d. Europäisches und internationales Zivilprozessrecht und europäisches Vollstreckungsrecht (ins-
besondere: EuGVVO, Europäisches Mahnverfahren, europäisches Vollstreckungsrecht, Grund-
züge des internationalen Zivilprozessrechts im Verhältnis zu Nicht-EU-Staaten) 

e. Verwaltungsprozess (verschiedene Modelle innerhalb der EU, mit Fallstudie) 
f. Zivilprozess (verschiedene Modelle innerhalb der EU, mit Fallstudie) 
g. Verfahren vor dem EuGH mit Fallstudie 

2. Teil: „Mediation & Arbitration“: 
Deutsche und internationale Schiedsgerichtsbarkeit, Mediation und weitere ADR-Verfahren: 
a. Überblick über die Schiedsgerichtsbarkeit (insbesondere: Schiedsgerichte, Schiedsordnungen, 

internationale Schiedsgerichte, Schiedsgutachten, Anerkennung von Schiedssprüchen durch na-
tionale Gerichte, internationale Anerkennung von Schiedssprüchen nach der New York Con-
vention) 

b. Workshop zu ADR-Verfahren (Mediation, collaborative practice, Schlichtung, Überblick zum 
Mediationsgesetz und zur Vollstreckbarkeit von Mediationsvereinbarungen und Schlichtersprü-
chen) 

Angestrebte Lernergebnisse und didaktisches Konzept sind: 
Die Studierenden sollen mit verschiedenen Konfliktlösungsstrategien für juristische Konflikte in 
und zwischen Unternehmen vertraut gemacht werden. Sie lernen die Vor- und Nachteile der ein-
zelnen Strategien kennen und werden befähigt, die für den konkreten Fall geeignetste Strategie 
auszuwählen. 

Lehrveranstaltungen 32 Lehreinheiten à 1,5 Std. (= 48 Stunden) 
Lehrformen Vorlesung mit integrierter Übung 
Unterrichtssprache Deutsch und/oder Englisch 
Formale Voraussetzungen 
für die Teilnahme 

Erfolgreicher Abschluss der für das erste und zweite Studiensemester vorgesehenen Module  

Modulprüfung  
- Rahmenvorgaben 

Die Modulprüfung findet entweder in Form einer Klausur, eines Referats, einer Hausarbeit, einer 
Fallsimulation oder als mündliche Prüfung statt. Die Prüfungsart wird zu Beginn der Veranstal-
tung bekannt gegeben. Die Prüfungen finden in der Unterrichtssprache statt. 

Leistungspunkte 7,5 LP = 225 Std. 
Arbeitsaufwand insgesamt 225 Std., davon 48 Std. Präsenzstudium 
Selbststudium 177 Std. 
Studiensemester 3. Studiensemester 
Dauer 1 Semester 
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Konkursverfahren
65 a N 451/93. In dem Konkursver-

fahren über das Vermögen der Firma
F. H. Schule Gesellschaft mit be-
schränkter Haftung, Hermann-Wüst-
hoff-Ring 7, 21035 Hamburg, Ge-
schäftsführer: Dipl.-Ing. Thomas Mül-
ler, wird zur Prüfung der nachträglich
angemeldeten Forderungen Termin auf
Donnerstag, den 28. August 2014, 9.30
Uhr, Saal B 405, IV. Stock, Anbau, vor
dem Insolvenzgericht Hamburg, Sieve-

kingplatz 1, Ziviljustizgebäude, 20355
Hamburg, bestimmt.

Hamburg, den 11. Juli 2014

Das Amtsgericht, Abt. 65
519

Zwangsversteigerung
802 K 58/13. Im Wege der Zwangs-

vollstreckung soll das in Hamburg, Ole-
wischtwiet 28, 30, 30 a, 30 b, 32, 32 a, 32 b

belegene, im Grundbuch von Bramfeld
Blatt 17338 eingetragene Wohnungsei-
gentum, bestehend aus einem 149/10 000
Miteigentumsanteil an dem 5699 m2

großen Grundstück (Flurstück 3949),
verbunden mit dem Sondereigentum an
der Wohnung, im Aufteilungsplan mit
Nummer A 7 bezeichnet, durch das Ge-
richt versteigert werden. 

Die vom Eigentümer genutzte 2-
Zimmer-Wohnung zur Größe von etwa
55 m2 ist im I. Obergeschoss links des

Gerichtliche Mitteilungen
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etwa im Jahre 1957 errichteten Gebäu-
des, Hauseingang Nummer 28, belegen.

Verkehrswert gemäß § 74 a Absatz 5
ZVG: 110 000,– Euro.

Der Versteigerungstermin wird be-
stimmt auf Donnerstag, den 18. Sep-
tember 2014, 10.00 Uhr, vor dem Amts-
gericht Hamburg-Barmbek, Spohr-
straße 6, 22083 Hamburg, Erdgeschoss,
Saal E.005.

Das über den Verkehrswert des
Grundbesitzes eingeholte Gutachten
kann auf der Geschäftsstelle, Zimmer
2.044, montags bis freitags von 9.00 Uhr
bis 13.00 Uhr, eingesehen werden. Infos
auch im Internet: www.zvg.com

Der Zwangsversteigerungsvermerk
ist am 23. Dezember 2013 in das Grund-
buch eingetragen worden.

Rechte, die bei der Eintragung 
des Versteigerungsvermerks aus dem
Grundbuch nicht ersichtlich waren,
sind spätestens im Versteigerungs-
termin vor der Aufforderung zur
Abgabe von Geboten anzumelden und,
wenn der Gläubiger widerspricht,
glaubhaft zu machen, widrigenfalls sie
bei der Feststellung des geringsten
Gebots nicht berücksichtigt und bei der
Verteilung des Versteigerungserlöses
dem Anspruch des Gläubigers und den
übrigen Rechten nachgesetzt werden.

Wer ein Recht hat, das der Ver-
steigerung des Wohnungseigentums
oder des nach § 55 ZVG mithaftenden
Zubehörs entgegensteht, wird aufgefor-
dert, vor der Erteilung des Zuschlags
die Aufhebung oder einstweilige Ein-
stellung des Verfahrens herbeizuführen,
widrigenfalls für das Recht der Verstei-
gerungserlös an die Stelle des verstei-
gerten Gegenstandes tritt.

Hamburg, den 18. Juli 2014

Das Amtsgericht
Hamburg-Barmbek

Abteilung 802 520

Zwangsversteigerung
902 K 3/14. Im Wege der Zwangs-

vollstreckung soll das in Hamburg,
Steinfurther Allee 28 belegene, im
Wohnungserbbaugrundbuch von Stein-
bek Blatt 3664 eingetragene Wohnungs-
erbbaurecht, bestehend aus 1/2 Anteil an
dem Erbbaurecht, welches an dem
Grundstück Steinbek Blatt 1171 besteht
(Flurstück 90, Größe 968 m2), verbun-
den mit dem Sondereigentum an der
Wohnung, im Aufteilungsplan mit
Nummer 2 bezeichnet, durch das Ge-
richt versteigert werden.

Die leerstehende 3-Zimmer-Woh-
nung nebst Balkon ist im Obergeschoss
des etwa 1945/1950 errichteten Einfa-
milienhauses belegen und hat nach dem
Wertgutachten eine Größe von etwa
63,28 m2. Der nicht ausgebaute Spitzbo-
den und eine Garage gehören laut Tei-
lungserklärung zum Sondereigentum.
Die Nachtspeicherheizung ist nach Aus-
kunft nicht funktionsfähig, es besteht
Unterhaltungsstau und Modernisie-
rungsbedarf. Für die Erteilung des Zu-
schlags ist die Zustimmung der Erbbau-
rechtsausgeberin einzuholen. Es findet
das Gutachten aus dem Vorverfahren
Verwendung.

Verkehrswert gemäß § 74 a Absatz 5
ZVG 75 000,– Euro.

Der Versteigerungstermin wird be-
stimmt auf Mittwoch, den 24. Septem-
ber 2014, 9.30 Uhr, vor dem Amtsge-
richt Hamburg-St. Georg, Lübeckertor-
damm 4, I. Stock, Saal 1.01.

Das über den Verkehrswert des
Grundbesitzes eingeholte Gutachten
kann auf der Geschäftsstelle, Zim-
mer 1.34, montags bis freitags von 
9.00 Uhr bis 13.00 Uhr, eingesehen 
werden. Infos auch im Internet:
www.zvg.com.

Der Zwangsversteigerungsvermerk
ist am 23. Januar 2014 in das Grund-
buch eingetragen worden.

Rechte, die bei der Eintragung 
des Versteigerungsvermerks aus dem
Grundbuch nicht ersichtlich waren,
sind spätestens im Versteigerungs-
termin vor der Aufforderung zur
Abgabe von Geboten anzumelden und,
wenn der Gläubiger widerspricht,
glaubhaft zu machen, widrigenfalls sie
bei der Feststellung des geringsten
Gebots nicht berücksichtigt und bei der
Verteilung des Versteigerungserlöses
dem Anspruch des Gläubigers und den
übrigen Rechten nachgesetzt werden.

Wer ein Recht hat, das der Ver-
steigerung des Wohnungserbaurechts
oder des nach § 55 ZVG mithaftenden
Zubehörs entgegensteht, wird aufgefor-
dert, vor der Erteilung des Zuschlags
die Aufhebung oder einstweilige Ein-
stellung des Verfahrens herbeizuführen,
widrigenfalls für das Recht der Verstei-
gerungserlös an die Stelle des verstei-
gerten Gegenstandes tritt.

Hamburg, den 18. Juli 2014

Das Amtsgericht
Hamburg-St. Georg

Abteilung 902

Zwangsversteigerung
616 K 13/13. Im Wege der Zwangs-

vollstreckung soll das in Hamburg,
Rostweg 22, 21149 Hamburg belegene,
im Grundbuch von Fischbek Blatt 7810
eingetragene 629 m2 große Grundstück
(Flurstück 6923), durch das Gericht
versteigert werden.

Das Grundstück ist bebaut mit
einem Einfamilienwohnhaus und Dop-
pelgarage. Baujahr etwa 1994. Wohnflä-
che etwa 103 m2. Voll unterkellert. Laut
Grundrisszeichnung: 4 Zimmer, Bad,
WC, Gäste-WC, Küche, verteilt auf
Erdgeschoss und Dachgeschoss, Ter-
rasse. Eine Innenbesichtigung wurde
nicht zugelassen. Die Nutzung erfolgt
durch Schuldner, Mietverträge sind
nicht bekannt. Für das Gebäude besteht
Bestandsschutz, bei Neubau muss eine
erneute Baugenehmigung beantragt
werden (B-Plan NF 53). Es gelten die
Bestimmungen des ersten Versteige-
rungstermins.

Verkehrswert gemäß § 74 a Absatz 5
ZVG: 275 000,– Euro.

Der Versteigerungstermin wird be-
stimmt auf Dienstag, den 2. Septem-
ber 2014, 9.00 Uhr, vor dem Amtsge-
richt Hamburg-Harburg, Bleicherweg 1,
Saal 04 (Souterrain).

Das über den Verkehrswert des
Grundbesitzes eingeholte Gutachten
kann auf der Geschäftsstelle, Zimmer
101, montags bis freitags (außer mitt-
wochs) von 9.00 Uhr bis 13.00 Uhr, 
Telefon: 040 / 4 28 71 - 24 06, eingesehen
oder im Internet unter www.zvg.com,
www.zvhh.de und www.versteigerungs-
pool.de abgerufen werden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk
ist am 2. Mai 2013 in das Grundbuch
eingetragen worden.

Rechte, die bei der Eintragung 
des Versteigerungsvermerks aus dem
Grundbuch nicht ersichtlich waren,
sind spätestens im Versteigerungs-
termin vor der Abgabe von Geboten
anzumelden und, wenn der Gläubiger
widerspricht, glaubhaft zu machen,
widrigenfalls sie bei der Feststellung
des geringsten Gebots nicht berück-
sichtigt und bei der Verteilung des Ver-
steigerungserlöses dem Anspruch des
Gläubigers und den übrigen Rechten
nachgesetzt werden.

Wer ein Recht hat, das der Versteige-
rung des Objekts oder des nach § 55
ZVG mithaftenden Zubehörs entgegen-
steht, wird aufgefordert, vor der Ertei-
lung des Zuschlags die Aufhebung oder
einstweilige Einstellung des Verfahrens521
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herbeizuführen, widrigenfalls für das
Recht der Versteigerungserlös an die
Stelle des versteigerten Gegenstandes
tritt.

Hamburg, den 18. Juli 2014

Das Amtsgericht
Hamburg-Harburg

Abteilung 616 522

Zwangsversteigerung
717 K 8/14. Im Wege der Zwangs-

vollstreckung soll das in Hamburg, Zie-
senißstraße 33 belegene, im Grundbuch
von Wandsbek Blatt 10476 eingetragene
505 m² große Grundstück (Flurstück
3448), durch das Gericht versteigert
werden.

Das Grundstück ist mit einem zwei-
geschossigen, nichtunterkellerten Ein-
familienhaus bebaut. Baujahr vermut-
lich im Jahr 2007. Die Wohnfläche be-
trägt laut Bauunterlage etwa 165,5 m².
Beheizung erfolgt vermutlich über Gas-
zentralheizung. Warmwasserversorgung
zentral über Heizung. Eine Innenbe-
sichtigung wurde dem Gutachter nicht
ermöglicht. Die Nutzungsverhältnisse
sind unklar, vermutlich wird das Objekt
zu Wohnzwecken durch den Verfah-
rensschuldner genutzt.

Verkehrswert gemäß § 74 a Absatz 5
ZVG: 525 000,– Euro.

Der Versteigerungstermin wird be-
stimmt auf Donnerstag, den 18. Sep-
tember 2014, 10.00 Uhr, vor dem Amts-
gericht Hamburg-Wandsbek, Schädler-
straße 28, I. Stock, Saal 157.

Das über den Verkehrswert des
Grundbesitzes eingeholte Gutachten
kann auf der Geschäftsstelle, Zim-
mer 301, montags bis freitags von 
9.00 Uhr bis 13.00 Uhr eingesehen wer-
den. Telefon: 040 / 4 28 81 - 29 10 / - 29 11.
Infos auch im Internet: www.zvg.com.

Der Zwangsversteigerungsvermerk
ist am 4. März 2014 in das Grundbuch
eingetragen worden.

Rechte, die bei der Eintragung 
des Versteigerungsvermerks aus dem
Grundbuch nicht ersichtlich waren,
sind spätestens im Versteigerungs-
termin vor der Aufforderung zur
Abgabe von Geboten anzumelden und,
wenn der Gläubiger widerspricht,
glaubhaft zu machen, widrigenfalls sie
bei der Feststellung des geringsten
Gebots nicht berücksichtigt und bei der
Verteilung des Versteigerungserlöses
dem Anspruch des Gläubigers und den
übrigen Rechten nachgesetzt werden.

Wer ein Recht hat, das der Versteige-
rung des Objekts oder des nach § 55
ZVG mithaftenden Zubehörs entgegen-
steht, wird aufgefordert, vor der Ertei-
lung des Zuschlags die Aufhebung oder
einstweilige Einstellung des Verfahrens
herbeizuführen, widrigenfalls für das
Recht der Versteigerungserlös an die
Stelle des versteigerten Gegenstandes
tritt.

Hamburg, den 18. Juli 2014

Das Amtsgericht
Hamburg-Wandsbek

Abteilung 717 523

Zwangsversteigerung
717 K 47/13. Im Wege der Zwangs-

vollstreckung soll das in Hamburg, Meh-
landsredder 21 a-f, 23 a-f, 25 a-f, 27 a-f,
29 a-f, 31 a-f belegene, im Grundbuch
von Neu-Rahlstedt Blatt 2669 eingetra-
gene Wohnungs- und Teileigentum, be-
stehend aus 252/10 000 Miteigentums-
anteilen an dem 15 909 m² großen Flur-
stück 2212, verbunden mit dem Sonder-
eigentum an der Wohnung und dem
Keller, jeweils mit der Nummer 36 im
Aufteilungsplan bezeichnet, durch das
Gericht versteigert werden.

Das Wohnungseigentum besteht aus
einem eingeschossigen, vollunterkeller-
ten Reihenmittelhaus mit einer Wohn-
fläche von 81,08 m², postalische An-
schrift „Mehlandsredder 31 e“. Errich-
tung etwa 1961. Beheizung vermutlich
über Gaszentralheizung. Es besteht ein
Sondernutzungsrecht an einer Garten-
fläche. Eine Innenbesichtigung wurde
dem Sachverständigen nicht ermöglicht.
Dem äußeren Anschein nach normaler
Unterhaltungszustand. Zum Zeitpunkt
des Ortstermins wurde das Objekt von
den Verfahrensschuldnern zu Wohn-
zwecken genutzt.

Verkehrswert gemäß § 74 a Absatz 5
ZVG: 197 000,– Euro.

Der Versteigerungstermin wird be-
stimmt auf Donnerstag, den 25. Sep-
tember 2014, 10.00 Uhr, vor dem Amts-
gericht Hamburg-Wandsbek, Schädler-
straße 28, I. Stock, Saal 157.

Das über den Verkehrswert des
Grundbesitzes eingeholte Gutachten
kann auf der Geschäftsstelle, Zim-
mer 301, montags bis freitags von 
9.00 Uhr bis 13.00 Uhr eingesehen wer-
den. Telefon: 040 / 4 28 81 - 29 10 / - 29 11.
Infos auch im Internet: www.zvg.com.

Der Zwangsversteigerungsvermerk
ist am 20. Dezember 2013 in das Grund-
buch eingetragen worden.

Rechte, die bei der Eintragung 
des Versteigerungsvermerks aus dem
Grundbuch nicht ersichtlich waren,
sind spätestens im Versteigerungs-
termin vor der Aufforderung zur
Abgabe von Geboten anzumelden und,
wenn der Gläubiger widerspricht,
glaubhaft zu machen, widrigenfalls sie
bei der Feststellung des geringsten
Gebots nicht berücksichtigt und bei der
Verteilung des Versteigerungserlöses
dem Anspruch des Gläubigers und den
übrigen Rechten nachgesetzt werden.

Wer ein Recht hat, das der Versteige-
rung des Objekts oder des nach § 55
ZVG mithaftenden Zubehörs entgegen-
steht, wird aufgefordert, vor der Ertei-
lung des Zuschlags die Aufhebung oder
einstweilige Einstellung des Verfahrens
herbeizuführen, widrigenfalls für das
Recht der Versteigerungserlös an die
Stelle des versteigerten Gegenstandes
tritt.

Hamburg, den 18. Juli 2014

Das Amtsgericht
Hamburg-Wandsbek

Abteilung 717 524

Aufgebot
422 II 1/14. Herr Lars Hermann,

Am Langberg 67 A, 21033 Hamburg,
Bevollmächtigter: Notar Dr. Marius
Kohler, Reetwerder 23 A, 21029 Ham-
burg, hat beantragt, den Deutschen
Hypothekenbrief Gruppe 1 Nummer
026133 über die im Grundbuch des
Amtsgerichts Hamburg-Bergedorf von
Boberg Blatt 875 in Abteilung III unter
der Nummer 1 – eins – für die Hypothe-
kenbank in Hamburg (nunmehr Hypo-
thekenbank Frankfurt AG, Frankfurt),
eingetragene Hypothek über 50 000,–
DM = 25.564,59 Euro (Fünfundzwan-
zigtausendfünfhundertvierundsechzig
59/100 Euro) nebst 6,5 % Zinsen jähr-
lich sowie einer jährlichen Nebenleis-
tung, für kraftlos zu erklären.

Der Inhaber des Grundschuldbrie-
fes wird gemäß § 469 FamFG aufgefor-
dert, seine Rechte beim Amtsgericht
Hamburg-Bergedorf, Ernst-Mantius-
Straße 8, 21029 Hamburg, Zimmer
210/211 spätestens bis 12. September
2014 (Anmeldezeitpunkt) anzumelden
und den Hypothekenbrief vorzulegen,
widrigenfalls dieser für kraftlos erklärt
wird.

Hamburg, den 24. Juni 2014

Das Amtsgericht
Hamburg-Bergedorf

Abteilung 422 525
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Auftragsbekanntmachung
(Richtlinie 2004/18/EG)

ABSCHNITT I: ÖFFENTLICHER AUFTRAGGEBER

I.1) Name, Adressen und Kontaktstelle(n)

Offizielle Bezeichnung:

Deutsches Elektronen-Synchrotron DESY
in der Helmholtz-Gemeinschaft

Postanschrift:

Notkestraße 85, 22607 Hamburg, Deutschland
Kontaktstelle(n):
Zu Händen von Sekreteriat Abt. Warenwirtschaft
Telefon: +49 / 40 / 89 98 - 24 80
Telefax: +49 / 40 / 89 98 - 40 09
E-Mail: warenwirtschaft.v4sk@desy.de

Internet-Adresse(n)
Hauptadresse des öffentlichen Auftraggebers:
http://www.desy.de

Weitere Auskünfte erteilen:

die oben genannten Kontaktstellen

Ausschreibungs- und ergänzende Unterlagen
(einschließlich Unterlagen für den wettbewerb-
lichen Dialog und ein dynamisches Beschaf-
fungssystem) verschicken: 

die oben genannten Kontaktstellen

Angebote oder Teilnahmeanträge sind zu richten
an: 

die oben genannten Kontaktstellen

I.2) Art des öffentlichen Auftraggebers: 

Öffentlich geförderte Stiftung bürgerlichen Rechts

I.3) Haupttätigkeit(en)

Forschung

I.4) Auftragsvergabe im Auftrag anderer öffent-
licher Auftraggeber

Der öffentliche Auftraggeber beschafft im Auf-
trag anderer öffentlicher Auftraggeber: Nein

ABSCHNITT II: AUFTRAGSGEGENSTAND

II.1) Beschreibung

II.1.1) Bezeichnung des Auftrags durch den öffentlichen
Auftraggeber:

EO 009-14 PETRA – Neubau PETRA III Exten-
sion, Fassaden + Fenster + Türen + Tore + Son-
nenschutz.

II.1.2) Art des Auftrags und Ort der Ausführung, Liefe-
rung bzw. Dienstleistung

Bauauftrag

Ausführung

Hauptort der Ausführung, Lieferung oder Dienst-
leistungserbringung:

Deutsches Elektronen-Synchrotron DESY
in der Helmholz-Gemeinschaft,
Notkestraße 85, D-22607 Hamburg 

NUTS-Code: DE600

II.1.3) Angaben zum öffentlichen Auftrag, zur Rahmen-
vereinbarung oder zum dynamischen Beschaf-
fungssystem (DBS): 

Die Bekanntmachung betrifft einen öffentlichen
Auftrag.

II.1.4) Angaben zur Rahmenvereinbarung: –

II.1.5) Kurze Beschreibung des Auftrags oder Beschaf-
fungsvorhabens:

Neubau PETRA III Extension, Ausführung der
Fassaden, Fenster, Türen, Tore und des Sonnen-
schutzes einschließlich Lieferung.

II.1.6) Gemeinsames Vokabular für öffentliche Aufträge:
(CPV) 

Hauptgegenstand: 45214620

II.1.7) Auftrag fällt unter das Beschaffungsübereinkom-
men (GPA): Nein

II.1.8) Lose: 

Aufteilung des Auftrags in Lose: Ja

Angebote sind möglich für ein oder mehrere Lose

II.1.9) Angaben über Varianten/Alternativangebote:

Varianten/Alternativangebote sind zulässig: Nein

II.2) Menge oder Umfang des Auftrags

II.2.1) Gesamtmenge bzw. -umfang: 

Ausführung der Fassadenarbeiten mit folgendem
Umfang:

LOS 1: PXE

Fenster Kunststoff mit Aludeckschale ca. 254 m²

Alurahmentüren außen & innen ca. 4 Stück

Außentüren ca. 7 Stück Innentüren

Alu-Steckpaneel-Fassade ca. 900 m²

Alu-Glattblech-Fassade ca. 560 m²

Rolltor außen 1 Stück ca. 16 m²

Sonnenschutz Außenraffstore Alu ca. 260 m²

WDVS ca. 47 m²

LOS 2: PXN & FLASH I – Foyer

Fenster Kunststoff mit Aludeckschale ca. 260 m²

Alurahmentüren außen & innen ca. 4 Stück

Außentüren ca. 7 Stück Innentüren

Alu-Steckpaneel-Fassade ca. 830 m²

Alu-Glattblech-Fassade ca. 370 m²

Alu-Verbundplatten-Fassade ca. 270 m²

Alu-Gitterrost-Fassade Schnorcheldach ca. 12 m²

Pfosten-Riegel-Fassade ca. 93 m²

Rolltor außen 1 Stück ca. 14 m²

Beide Hallen befinden sich auf dem DESY-
Gelände und sind hier ca. 400 Meter voneinander
entfernt.

II.2.2) Angaben zu Optionen: Nein

II.2.3) Angaben zur Vertragsverlängerung: 

Dieser Auftrag kann verlängert werden: Nein

Sonstige Mitteilungen
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II.3) Vertragslaufzeit bzw. Beginn und Ende der Auf-
tragsausführung:

Laufzeit: 7 Monate ab Auftragsvergabe.

ABSCHNITT III: RECHTLICHE, WIRTSCHAFTLI-
CHE, FINANZIELLE UND TECHNISCHE ANGABEN

III.1) Bedingungen für den Auftrag

III.1.1) Geforderte Kautionen und Sicherheiten:

Versicherungen i.H. von mindestens 1,5 Mio
Euro jeweils für Personen- und Sachschäden bei
einem in der EU zugelassenen Haftpflichtversi-
cherer oder Kreditinstitut. Der Nachweis ist mit
der Bewerbung einzureichen. Näheres siehe Ver-
gabeunterlagen.

III.1.2) Wesentliche Finanzierungs- und Zahlungsbedin-
gungen und/oder Verweis auf die maßgeblichen
Vorschriften:

Näheres siehe Vergabeunterlagen.

III.1.3) Rechtsform der Bietergemeinschaft, an die der
Auftrag vergeben wird: 

Bietergemeinschaften sind zugelassen. Mit der
Angebotsabgabe muss eine von allen Mitgliedern
der Bietergemeinschaft rechtsverbindlich unter-
schriebene Erkärung vorliegen, dass die Mitglie-
der der Bietergemeinschaft gesamtschuldnerisch
haften. Es muss ein bevollmächtigter Vertreter
benannt werden, der durch eine rechtsverbind-
lich unterschriebene Erklärung aller Mitglieder
der Bietergemeinschaft legitimiert ist. Näheres
siehe Vergabeunterlagen.

III.1.4) Sonstige besondere Bedingungen: 

Für die Ausführung des Auftrags gelten beson-
dere Bedingungen: Nein

III.2) Teilnahmebedingungen

III.2.1) Persönliche Lage des Wirtschaftsteilnehmers so-
wie Auflagen hinsichtlich der Eintragung in
einem Berufs- oder Handelsregister

Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen:

Eintragung in die Liste des Vereins für Präquali-
fikation von Bauunternehmen e.V. (Präqualifika-
tionsverzeichnis) oder Eigenerklärungen gem.
Formblatt 124 (Eigenerklärung zur Eignung,
VHB-Bund-Ausgabe 2008, Stand August 2012). 

Die Eigenerklärungen gem. Formblatt 124 mit
den vorgesehenen Angaben und Referenzen sind
mit dem Angebot einzureichen.

Nachweis der zuständigen Versicherungsträger
(nur für ausländische Bieter).

Für alle Beteiligten von Bietergemeinschaften
und für Subunternehmer sind ebenfalls die vor-
genannten Angaben einzureichen.

Angebote, die die geforderten Angaben, Erklä-
rungen oder Nachweise (auch Versicherungs-
nachweise) nicht enthalten, können unberück-
sichtigt bleiben.

III.2.2) Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähig-
keit: –

III.2.3) Technische Leistungsfähigkeit: –

III.2.4) Angaben zu vorbehaltenen Aufträgen: –

III.3) Besondere Bedingungen für Dienstleistungs-
aufträge

III.3.1) Angaben zu einem besonderen Berufsstand: –

III.3.2) Für die Erbringung der Dienstleistung verant-
wortliches Personal: –

ABSCHNITT IV: VERFAHREN

IV.1) Verfahrensart

IV.1.1) Verfahrensart: Offen

IV.1.2) Beschränkung der Zahl der Wirtschaftsteilneh-
mer, die zur Angebotsabgabe bzw. Teilnahme auf-
gefordert werden: –

IV.1.3) Verringerung der Zahl der Wirtschaftsteilnehmer
im Laufe der Verhandlung bzw. des Dialogs: –

IV.2) Zuschlagskriterien

IV.2.1) Zuschlagskriterien: Niedrigster Preis

IV.2.2) Angaben zur elektronischen Auktion

Eine elektronische Auktion wird durchgeführt:
Nein 

IV.3) Verwaltungsangaben

IV.3.1) Aktenzeichen beim öffentlichen Auftraggeber:
EO 009-14

IV.3.2) Frühere Bekanntmachung(en) desselben Auf-
trags: Nein

IV.3.3) Bedingungen für den Erhalt von Ausschrei-
bungs- und ergänzenden Unterlagen bzw. der
Beschreibung:

Schlusstermin für die Anforderung von Unter-
lagen oder die Einsichtnahme: 19. August 2014.

Kostenpflichtige Unterlagen: Nein

IV.3.4) Schlusstermin für den Eingang der Angebote
oder Teilnahmeanträge: 26. August 2014, 10.00
Uhr.

IV.3.5) Tag der Absendung der Aufforderungen zur An-
gebotsabgabe bzw. zur Teilnahme an ausgewählte
Bewerber: –

IV.3.6) Sprache(n), in der (denen) Angebote oder Teil-
nahmeanträge verfasst werden können: 

Folgende Amtssprache(n) der EU: DE

IV.3.7) Bindefrist des Angebots: bis 10. Oktober 2014

IV.3.8) Bedingungen für die Öffnung der Angebote: 

26. August 2014, 10.00 Uhr

Personen, die bei der Öffnung der Angebote
anwesend sein dürfen: Ja

Weitere Angaben über befugte Personen und das
Öffnungsverfahren: Gem. § 14 EG Abs. 1 VOB/A.

ABSCHNITT VI: WEITERE ANGABEN

VI.1) Angaben zur Wiederkehr des Auftrags: 

Dies ist ein wiederkehrender Auftrag: Nein
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VI.2) Angaben zu Mitteln der Europäischen Union: 

Auftrag steht in Verbindung mit einem Vorhaben
und/oder Programm, das aus Mitteln der Europä-
ischen Union finanziert wird: Nein

VI.3) Zusätzliche Angaben: –

VI.4) Rechtsbehelfsverfahren/Nachprüfungsverfahren

VI.4.1) Zuständige Stelle für Rechtsbehelfs-/Nachprü-
fungsverfahren

Vergabekammern des Bundes 
beim Bundeskartellamt
Villemomblerstraße 76, 53123 Bonn,
Deutschland
Telefon: +49 / 228 94 99 - 0
Telefax:  +49 / 228 94 99 - 163
E-Mail: info@bundeskartellamt.bund.de

VI.4.2) Einlegung von Rechtsbehelfen: –

VI.4.3) Stelle, die Auskünfte über die Einlegung von
Rechtsbehelfen erteilt: –

VI.5) Tag der Absendung dieser Bekanntmachung:

3. Juli 2014

ANHANG A

SONSTIGE ADRESSEN UND KONTAKTSTELLEN

I) Adressen und Kontaktstellen, die weitere Aus-
künfte erteilen: –

II) Adressen und Kontaktstellen, bei denen Aus-
schreibungs- und ergänzende Unterlagen er-
hältlich sind: –

III) Adressen und Kontaktstellen, an die Angebote/
Teilnahmeanträge zu richten sind: –

IV) Adresse des anderen öffentlichen Auftragge-
bers, in dessen Namen der öffentliche Auftrag-
geber beschafft: –

ANHANG B

ANGABE ZU DEN LOSEN

Bezeichnung des Auftrags durch den öffentlichen Auf-
traggeber: EO 009-14 PETRA – Neubau PETRA III Exten-
sion, Fassaden + Fenster + Türen + Tore + Sonnenschutz.

Los-Nr. 1

Bezeichnung: Los 1: Halle „East“ 

1) Kurze Beschreibung: 

Siehe Punkt II.1.5.

2) Gemeinsames Vokabular für öffentliche Auf-
träge (CPV)

Hauptgegenstand: 45214620

3) Menge oder Umfang: 

Siehe Punkt II.2.1

4) Abweichung vom Beginn der Vergabeverfahren
und/oder von der Vertragslaufzeit: –

5) Zusätzliche Angaben zu den Losen: –

Los-Nr. 2

Bezeichnung: Los 2: Halle „North“

1) Kurze Beschreibung: 

Siehe Punkt II.1.5.

2) Gemeinsames Vokabular für öffentliche Auf-
träge (CPV)

Hauptgegenstand: 45214620

3) Menge oder Umfang: 

Siehe Punkt II.2.1

4) Abweichung vom Beginn der Vergabeverfahren
und/oder von der Vertragslaufzeit: –

5) Zusätzliche Angaben zu den Losen: –

Hamburg, den 7. Juli 2014

Deutsches Elektronen-Synchrotron DESY
526

Öffentliche Ausschreibung
gemäß § 12 Absatz 1 VOB/A 

Ausschreibungsnummer: XC 001-14 

a) Auftraggeber:

European X-Ray Free-Electron Laser Facility GmbH

Hausanschrift: 
Albert-Einstein-Ring 19, 22761 Hamburg

Briefpost:
Notkestraße 85, 22607 Hamburg

Telefon: 040 / 89 98 - 56 45, Telefax: 040 / 89 98 - 40 09

b) Vergabeverfahren:

Öffentliche Ausschreibung nach VOB Teil A
(§ 3 Absatz 1).

c) Elektronische Auftragsvergabe:

Elektronisch übermittelte Angebote können nicht ange-
nommen und gewertet werden. Angebote können nur
schriftlich abgegeben werden. 

d) Art des Auftrags: Einheitspreisvertrag 

e) Ort der Ausführung:

Holzkoppel 4, 22869 Schenefeld, 
sowie angrenzende Flurstücke.

f) Art und Umfang der Leistung: 

Die European X-Ray Free-Electron Laser Facility
GmbH baut den Europäischen Röntgenlaser XFEL auf
den Betriebsgeländen (BG) Bahrenfeld, Osdorfer Born
und Schenefeld. Auf dem Betriebsgelände in Schenefeld
ist für die Überquerung der Düpenau mit der Erschlie-
ßungsstraße ein entsprechendes Bauwerk zu erstellen. 

Gegenstand der Ausschreibung ist die Herstellung der
Düpenauquerung, bestehend aus 3 Großrohrprofilen/
Maulprofilen in einem herzustellenden Erddamm, ein-
schließlich Verlegung der vorhandenen Baustraße und
vorhandener Ver- und Entsorgungsleitungen sowie der
damit verbundenen Geländeprofilierung und Böschungs-
ausbildung. 

Es sind im Wesentlichen folgende Leistungen auszufüh-
ren: 

– Ca. 1500 m2 befestigte Flächen als Baustraßen etc.
herrichten und wieder entfernen. 

– Provisorische Fahrbahnbrücke SLW 60, ca. 4,00 m
breit, für eine freie Spannweite von ca. 7,00 m liefern,
aufbauen und wieder demontieren.
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– Ca. 800 m2 vorhandene Fahrbahnbefestigungen auf-
nehmen und entsorgen.

– Ca. 900 m3 Boden ausheben. 

– Ca. 1300 m3 Boden liefern und einbauen.

– Ca. 72 m Großrohrprofil mit Maulprofil B/H ca. 3,40/
2,24 m bzw. 4,19/2,87 m liefern und einbauen.

Die Arbeiten werden kurzfristig vergeben und sollen in
einem Zeitraum von 60 Werktagen erbracht werden. 

g) Angaben über den Zweck der baulichen Anlage oder
des Auftrags, wenn Planungsleistungen gefordert wer-
den: Entfällt 

h) Losweise Vergabe: Entfällt 

i) Ausführungsfristen für die Baumaßnahme: 

Mit der Ausführung ist zu beginnen innerhalb von 12
Werktagen nach Aufforderung. Die Leistung ist zu voll-
enden (abnahmereif fertig zu stellen) innerhalb von 60
Werktagen nach Ausführungsbeginn. 

j) Änderungsvorschläge oder Nebenangebote: 

Nebenangebote sind nicht zugelassen. 

k) Anforderungen der Unterlagen und Einsichtnahme in
weitere Unterlagen: 

Unter Angabe der Ausschreibungsnummer XC 001-14
European X-Ray Free-Electron Laser Facility GmbH,
Einkauf Hochbau,
Notkestraße 85, 22607 Hamburg,
Telefon: 040 / 89 98 - 56 45, Telefax: 040 / 89 98 - 40 09, 
E-Mail: hochbau@xfel.eu

l) Höhe und Bedingungen für die Zahlung des Betrages,
der für die Unterlagen zu entrichten ist: Entfällt 

m) Bei Teilnahmeantrag: Entfällt 

n) Frist für den Eingang der Angebote: 

Bis Dienstag, den 12. August 2014 um 10.00 Uhr
im Gebäude 11a, Zimmer 012, Kellergeschoss, 
DESY, Notkestraße 85, 22607 Hamburg. 

o) Anschrift:

Die Angebote sind im verschlossenen Umschlag mit der
Kennzeichnung „XC001-14, Angebotstermin: 12. August
2014, Uhrzeit 10.00 Uhr“ per Post/Boten zu richten an:

European X-Ray Free-Electron Laser Facility GmbH
Briefpost: Notkestraße 85, 22607 Hamburg

oder durch persönliche Abgabe bis vor dem Eröffnungs-
termin einzureichen.

p) Sprache: 

Die Angebote sind in deutscher Sprache abzufassen. 

q) Eröffnung: 

Dienstag, den 12. August 2014 um 10.00 Uhr
im Gebäude 11a, Zimmer 012, Kellergeschoss, 
DESY, Notkestraße 85, 22607 Hamburg. 

Bieter oder ihre Bevollmächtigte können bei der Eröff-
nung anwesend sein. 

r) Geforderte Sicherheiten: 

Sind den Ausschreibungsbedingungen zu entnehmen. 

s) Zahlungsbedingungen: 

Sind den Ausschreibungsbedingungen zu entnehmen. 

t) Rechtsform einer Bietergemeinschaft: 

Angabe der gesamtschuldnerisch haftenden Arbeitsge-
meinschaft mit bevollmächtigtem Vertreter. 

u) Verlangte Nachweise bzw. Erklärungen: 

– Steuerabzugsverfahren bei Bauleistungen: Nach dem
Gesetz zur Eindämmung illegaler Betätigung im
Baugewerbe vom 30. August 2001 ist der Auftragge-
ber verpflichtet, ab dem 1. Januar 2002 von jeder
Zahlung 15 v. H. an das für den Auftragnehmer zu-
ständige Finanzamt abzuführen, wenn der Auftrag-
nehmer vor der Gegenleistung keine Freistellungsbe-
scheinigung vorlegt. Im Rahmen der Prüfung der
Zuverlässigkeit eines Bieters ist es daher notwendig,
bei Angebotsabgabe spätestens jedoch bei Auftragser-
teilung eine Freistellungsbescheinigung vorzulegen
oder die Gründe für die Nichtvorlage mitzuteilen. 

– Eignungsnachweise: Der Nachweis der Eignung
kann durch einen Eintrag in die Liste des Vereins für
die Präqualifikation von Bauunternehmen (Präquali-
fikationsverzeichnis) geführt werden. Nicht präqua-
lifizierte Unternehmen haben zum Nachweis der
Eignung mit dem Angebot das ausgefüllte Formblatt
124 „Eigenerklärungen zur Eignung“ des Vergabe-
handbuches Bund vorzulegen. Auf Verlangen sind
die entsprechenden Eigenerklärungen und Referen-
zen durch Vorlage von Bescheinigungen zuständiger
Stellen zu bestätigen. Der Auftraggeber wird ab einer
Auftragssumme von 30.000,– Euro für den Bieter, auf
dessen Angebot der Zuschlag erteilt werden soll, einen
Auszug aus dem Gewerbezentralregister gemäß § 150
a der GewO beim Bundesamt für Justiz anfordern. 

Angebote ohne die verlangten Nachweise/Erklärungen
können nicht berücksichtigt werden. 

v) Zuschlagsfrist: 2. September 2014 

w) Stelle, an die sich der Bewerber oder Bieter zur Nach-
prüfung behaupteter Verstöße wenden kann: 

European X-Ray Free-Electron Laser Facility GmbH,
kaufmännisches Mitglied der Geschäftsführung. 

Hamburg, den 9. Juli 2014

European X-Ray Free-Electron Laser Facility GmbH
527

Bekanntmachung
einer Öffentlichen Ausschreibung

gemäß § 12 Absatz 1 VOB/A

DESY-Ausschreibungsnummer: C2031-14

a) Auftraggeber: 

Deutsches-Elektronen-Synchrotron DESY
Haus- und Lieferanschrift:
Notkestraße 85, 22607 Hamburg
Briefpost: 22603 Hamburg 
Telefon: 040 / 89 98 - 24 80, Telefax: 040 / 89 98 - 40 09

b) Vergabeverfahren:

Öffentliche Ausschreibung gemäß § 3 Absatz 1 VOB/A.

c) Elektronische Auftragsvergabe: 

Elektronisch übermittelte Angebote können nicht ange-
nommen und gewertet werden. 

d) Art des Auftrags:

Einheitspreisvertrag 
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e) Ort der Ausführung:

DESY Betriebsgelände Hamburg bzw. XFEL in Schene-
feld SH.

f) Art und Umfang der Leistung:

Steuerungs- und Automatisierungstechnik für die
Kühlwasser- und Druckluftversorgung XHPSC und
XHEXP1 .

Die Kühlwasserversorgungsanlagen werden eingesetzt,
um Komponenten der Beschleunigeranlage XFEL, Mag-
nete, Gleichrichtergeräte, aber auch Klimaanlagen mit
Kühlleistung zu versorgen. Die in den Verbrauchern
entstehende Wärme wird in geschlossenen Wasserkrei-
sen über Rohrleitungssysteme, Förderpumpen an Kühl-
türme abgegeben.

Diverse unterschiedliche Wasserkreise sind notwendig,
um die Anforderungen an Temperatur, Druck und Leit-
fähigkeit der Verbraucher zu erfüllen. 

Diese Anlagen der Kühlwasserversorgung benötigen eine
elektrische Energieversorgung für Pumpenantriebe,
Klappenantriebe, für Sensoren, Aktoren und diverse
elektrische Verbraucher.

Anlagenschutz, Bedienung, Automatisierung und An-
bindung an das vorhandene Leitsystem wird über SPS
Technologie (Speicherprogrammierbare Steuerung) rea-
lisiert.

Der Umfang des Auftrages beinhaltet:

Die Fertigung, Lieferung, Aufstellung und Inbetrieb-
nahme der neuen Last-/Steuerungsschaltschränke im

– Pumpenhaus XHPSC

– Rohrkanal

– Experimentierhalle XHEXP1 UG01 60

– Experimentierhalle XHEXP1 UG01 61

– Experimentierhalle XHEXP1 UG01 62

Die Lieferung und Verlegung der erforderlichen Kabel
und Leitungen, das betriebsfertige Anschließen aller
Kabel und Leitungen, schrankseitig und verbraucher-
seitig. Das Liefern und Montieren von Kabelpritschen
zur Aufnahme der zu verlegenden Kabel und Leitungen. 

Die Programmierung der Steuerungen ist nicht Be-
standteil der Ausschreibung. 

g) Angaben über den Zweck der baulichen Anlage oder
des Auftrags, wenn Planungsleistungen gefordert wer-
den: Entfällt

h) Losweise Vergabe: Entfällt 

i) Ausführungsfristen für die Baumaßnahme: 

Mit der Ausführung der Leistung ist spätestens 12 Werk-
tage nach Auftragserteilung zu beginnen (September/
Oktober 2014). Die Vollendung der Arbeiten hat bis
Ende Juni 2015 zu erfolgen. 

j) Änderungsvorschläge oder Nebenangebote: 

sind nicht zugelassen.

k) Anforderungen der Unterlagen und Einsichtnahme in
weitere Unterlagen unter Angabe der Ausschreibungs-
nummer C2031-14: 

Deutsches-Elektronen-Synchrotron DESY,
Abteilung V4 Warenwirtschaft 
Notkestraße 85, 22607 Hamburg

Telefon: 040 / 89 98 - 24 80, Telefax: 040 / 89 98 - 40 09
E-Mail: warenwirtschaft.v4sk@desy.de 

l) Höhe und Bedingungen für die Zahlung des Betrages,
der für die Unterlagen zu entrichten ist: Entfällt 

m) Bei Teilnahmeantrag: 

Anträge auf Teilnahme können bis zum 4. August 2014,
12.00 Uhr, an die unter Buchstabe k) aufgeführte An-
schrift gestellt werden. Die Aufforderungen zur An-
gebotsabgabe werden bis zum 4. August 2014 versendet. 

n) Frist für den Eingang der Angebote: 

Bis Mittwoch, den 27. August 2014 um 10.00 Uhr im Ge-
bäude 11 a, Zimmer 012, Kellergeschoss, DESY, Notke-
straße 85, 22607 Hamburg.

o) Anschrift:

Die Angebote sind im verschlossenen Umschlag mit der
Kennzeichnung 

DESY C2031-14
Angebotstermin: 27. August 2014, Uhrzeit: 10.00 Uhr

per Briefpost/Boten zu richten an:

Deutsches-Elektronen-Synchrotron DESY
Briefpost: Notkestraße 85, 22603 Hamburg

oder durch persönliche Abgabe bis vor dem Eröffnungs-
termin einzureichen. 

p) Sprache:

Die Angebote sind in deutscher Sprache abzufassen. 

q) Eröffnung:

Am Mittwoch, dem 27. August 2014 um 10.00 Uhr im
Gebäude 11 a, Zimmer 012, Kellergeschoss, DESY, Not-
kestraße 85, 22607 Hamburg. 

Bieter oder ihre Bevollmächtigten können bei der Eröff-
nung anwesend sein.

r) Geforderte Sicherheiten: 

Sofern die Auftragssumme mindestens 250.000,– Euro
netto beträgt, ist eine Sicherheit über die Vertragserfül-
lung von 5 % der Auftragssumme brutto bzw. für die Zeit
der Verjährungsfrist von Mängelansprüchen von 3 % der
Schlussrechnungssumme brutto zu leisten. Die Sicher-
heiten können gegen Bürgschaften abgelöst werden. 

s) Zahlungsbedingungen:

sind den Ausschreibungsbedingungen zu entnehmen. 

t) Rechtsform einer Bietergemeinschaft:

Angabe der gesamtschuldnerisch haftenden Arbeitsge-
meinschaft mit bevollmächtigtem Vertreter.

u) Verlangte Nachweise bzw. Erklärungen: 

Der Nachweis der Eignung sollte durch einen Eintrag 
in die Liste des Vereins für die Präqualifikation von
Bauunternehmen (Präqualifikationsverzeichnis) geführt
werden. Nicht präqualifizierte Unternehmen haben zum
Nachweis der Eignung mit dem Angebot das ausgefüllte
Formblatt 124 (Eigenerklärungen zur Eignung) des
VHB – Bund – Ausgabe 2008-September 2013 abzuge-
ben und nach Aufforderung durch die Vergabestelle
innerhalb von 6 Kalendertagen sämtliche Bestätigun-
gen/Nachweise der Eigenerklärungen zur Abwendung
eines Ausschlusses vorzulegen. 
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ORTSBESICHTIGUNG: Dem Bieter wird empfohlen,
sich vor Angebotsabgabe nach vorheriger Terminabspra-
che mit der DESY-Fachabteilung – MKK 4 – (Herrn
Krebs, Tel.:040 / 89 98 - 20 18 bzw. 9 20 18 oder Herrn 
J. Müller Tel.:040 / 89 98 - 25 62 bzw. 9 84 84) über die
Lage und Beschaffenheit der Baustelle, deren Zugangs-
möglichkeiten und alle sonstigen entscheidenden Rand-
bedingungen zu informieren. Etwaige Zusatzleistungen
sind entsprechend auszuweisen bzw. einzukalkulieren.
Spätere Nachforderungen, die aus Unkenntnis dessen
resultieren, werden nicht anerkannt. 

v) Zuschlagsfrist: 29. September 2014

w) Gewichtungskriterien: 100 % Preis 

w) Stelle, an die sich der Bewerber oder Bieter zur Nach-
prüfung behaupteter Verstöße wenden kann:

Kaufmännischer Direktor des Deutschen Elektronen-
Synchrotrons DESY.

Hamburg, den 11. Juli 2014

Deutsches Elektronen-Synchrotron DESY
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Öffentliche Ausschreibung
gemäß § 3 Nummer 1 VOB/A

f &w fördern und wohnen AöR,
– Abteilung Beschaffungsmanagement –,
Grüner Deich 17, 20097 Hamburg,
Telefon: +49 / 040 / 428 35 - 36 73,
Telefax: +49 / 040 / 428 35 - 35 11

Öffentliche Ausschreibung für die Herstellung der Außen-
anlagen zum Neubau einer Wohnunterkunft mit 14 Mo-
dulgebäuden in Hamburg.

Ausschreibungsnummer: AÖA 044-2014

Frist für den Eingang der Angebote: 
7. August 2014, 13.00 Uhr

Sämtliche erforderlichen Angaben und Unterlagen können
kostenfrei aus dem Internet heruntergeladen werden unter: 

www.foerdernundwohnen.de/Unternehmen/Ausschreibun-
gen/Ausschreibungen für Leistungen (VOL) und Bauleis-
tungen (VOB)/AÖA 044-2014

Nähere Angaben entnehmen Sie bitte der genannten Home-
page.

Hamburg, den 11. Juli 2014
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Gläubigeraufruf

Der Verein FUTURE – Das Kinderhilfswerk e.V.
(Amtsgericht Hamburg, VR 16816) ist durch Beschluss der
Mitgliederversammlung zum 31. Mai 2014 aufgelöst wor-
den. Zu Liquidatoren sind Herr Hermann Drewes, Herr
Dirk Kampmann und Herr Thomas Beier bestellt worden.
Die Gläubiger werden gebeten, sich bei dem Verein
FUTURE – Das Kinderhilfswerk e.V., c/o Herr Hermann
Drewes, Am Schulwald 48, 22415 Hamburg, zu melden.

Hamburg, den 30. Juni 2014

Die Liquidatoren 530

Gläubigeraufruf

Der Verein Sonne für Dich e.V. (Amtsgericht Hamburg,
VR 19482) mit Sitz in Hamburg ist durch Mitgliederbe-
schluss zum 31. Mai 2014 aufgelöst worden. Zu Liquidato-
rinnen sind Frau Josefine Katherina Hanke und Frau Nora
Schubert bestellt worden. Die Gläubiger werden gebeten,
sich bei dem Verein Sonne für Dich e.V., c/o Frau Nora
Schubert, Krausestraße 33, 22049 Hamburg, zu melden.

Hamburg, den 1. Juli 2014

Der Liquidator

Wolfgang Bauer 531

Gläubigeraufruf

Der Verein „Förderverein Haus für Sozialkunst e. V.“ ist
aufgelöst worden. Die Gläubiger werden gebeten, sich bei
den Liquidatoren zu melden.

Hamburg, den 8. Juli 2014

Die Liquidatoren 532


